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Staatsſekretär v. Kühlmann nach
Rumänien unterwegs.

Die Friedensver handlungen mit Rumänien kommen demnächſt aus dem Stadium der Vorverhand-
lungen heraus. Staatsſekretär v. Kühlmann begibt ſich über Wien nach Bukareſt.

Die Wiener Mittagszeitung vom 20. Februar bringt folgende offenbar inſpirierte Mitteilung: Was
Rumänien betrifft, ſo iſt kein Anzeichen dafür vorhanden, daß die Rumänen der realen Sachlage Rechnung
tragen und die Konſequenzen aus ihren Niederlagen beſonders hinſichtlich der berechtigt n bulgariſchen
Forderungen ziehen wollen. Für uns iſt die Angelegenheit nicht brennend, wenn Rumänien, dem der
Friede unabweisliches Bedürfnis iſt, geneigt iſt auf vernünftiger Baſis mit uns zu verhandeln, wird es uns
bereit finden, wie uns die Bolſchewiki bereit fanden, denen gegenüber wir wohl das Höchſtmaz von Geduld
bekundeten. Gedenkt Rumänien anders vorzugehen, ſo hat es ſich die Folgen ſelbſt zuzuſchreiben. Die Rumänen
ſind es, die um die Einleitung von Verhandlungen erſuchen.

Die ruſſiſchen Volkskommiſſare ſind der Aufforderung, ihr Friedensangebot ſchriftlich zu beſtätigen, nach-
gekommen. Das bezügliche Schreiben hat unſere Linien inzwiſchen paſſiert. Damit dürften auch die ſeit
einigen Tagen umlaufenden Gerüchte von einem Sturze der Regierung Trotzkis und Lenins hinfällig ſein.

Der ruſſiſche Kurier traf geſtern Abend in Berlin ein und überreichte den Friedensvorſchlag der
Petersburger Regierung. Die Arkunde, die mit dem bekannten Petersburger Funkſpruch wörtlich übereinſtimmt,
iſt von Lenin und Trotzki unterzeichnet. Ueber den Jnhalt der deutſchen Antwortnote, die in einigen Tagen
abgeſandt werden dürfte, werden noch Beratungen gepflogen. Wie berichtet wird, dürften die neuen Verhand-
lungen auf Grund eines Programms, das von beiden Seiten zuvor genau feſtgelegt werden ſoll, in Breſt-

Staatsſekretär v. Ki

Reuter vernimmt, daß Graf Ladislaus Sobanski vom engliſchen Miniſterium des Auswärtigen ein
Schreiben erhalten hat, worin Balfour ihm als einen Vertreter des Polniſchen Nationalkomitees in London
mitteilt, die engliſche Regierung habe ihre Vertreter in Kiew beauftragt, die Erklärung abzulegen, daß ſie
den Frieden zwiſchen der Ukraine und dem Vierbund nicht anerkenne und daß Großbritannien keinen
Frieden anerkennen werde, in dem Polen einbegriffen ſei, ohne daß England vorher zu Rate gezogen werde.

der letzten Verhandlungen in Breſt-Litowſk genau kennen gelernt haben.
rauh

Der Rücktritt des polniſchen Miniſterpräſidenten Kucharczewski iſt als endgültig zu betrachten. Ob
ſein Kabinett durch ein Arbeitsminiſterium oder durch ein politiſches Kabinett erſetzt werden ſoll, ſteht noch
nicht feſt.

Die Annahme des Friedensvertrages mit der Ukraine und des Zuſatzvertrages im Hauptausſchuß
des deutſchen Reichstages erfolgte gegen zwei Stimmen der Unabhängigen Sozialdemokraten in Ab-
weſenheit der Polen.

Die ſteigende Vot in Petersburg. an a an neben t de Hande doe her ſher Er
9 Man ſchreibt der Deutſchen OrientKorreſpondenz. Während ſich kulanten, die ihr Gewerbe in vollſter Oeffentlichkeit betreiben. So be
er ruſſiſche Bürgerkrieg neuerdings hauptſächlich in den Gebieten richten ruſſiſche Zeitungen, daß an den Bahnhöfen in Petersburg Wei

e h et von für den Zentner zahlt. Gerade dieſer Wucher iſt es, dere v Tag zu w. r wird aus r Teilen die Bevölherung mit ihrer Brotration von 100 Gramm täglich, die aber
87 eiches über das Vorhandenſein großer Getreidevorräte berichtet. oft tagelang nicht zu erhalten iſt, erbittert und zu Gewolttätigkeiten

ſollen in Sibirien ſich Getreidemengen angeſammelt haben, die im aufreizt. Allgemein herrſcht die Ueberzeugung, daß es vom März an
en e ehe e en P De e n Ab innern Petersburg Vrot überhäupt nicht mehr veben wir.
nach dem bereit ſtehen. Weitere 9 Millionen Pud wären in
abſehbarer Zeit in die hauptſächlichſten Bedarfsgebiete zu wenn

e r der eine x Jn zu einer Unmöglichkeit machte. Aus dieſer Tatſache erklärt ſiin erſter Linie die Notlage der ruſſiſchen Hauptſtadt. Petersburg erlebt a fangenen.
zur tatſächlich Tage, an denen die ärmere Bevölkerung Hunger Berlin, 21. Februar. Noch kurz vor der Abreiſe der deutſchen
leidet, weil weite Kreiſe auch nicht die geringſte Menge an Brot auf- Mitglieder der Petersburger Kommiſſion unterzeichneten dieſe mir
zutreiben vermögen. Selbſt in Zeiten, wo die Zufuhren für die den ruſſiſchen Vertretern unter Vorbehalt der Genehmigung ihrer
gegenwärtigen Verhältniſſe noch einigermaßen ausreichend eingehen, Regierungen eine Vereinbarung über die Heimbeförderung der
erreicht die Verſorgung im beſten Fall immer nur den vierten Teil des beiderſeitigen Zivilangehörigen. Aus den Beſtimmungen dieſer Ver
Bedarfes dor dem Kriege. Es mußten infolgedeſſen im Beginn des einbarung iſt hervorzuheben daß entſprechend dem bekanntlich nicht
erge die beiden größten Frititärr acereien e den werden, weil un J wen r S a

re Verſorgung mit Mehl vollkommen aufgehört hat. n ußland fortgeführten preußen ohne Rückſicht auf Alter
Irgend welche Ausſicht auf Beſſerung der Lage iſt ausgeſchloſſen, und Geſchlecht in ihre Heimat befördert werden ſollen. Von den

da das völlige Verſagen der Staatsgewalt die Herſtellung irgendwelcher übrigen in Rußland zurüchgehaltenen deutſchen Zivilperſonen ſind
Ordnu in We ng der Städte unmöglich macht. Seit die zunächſt die Frauen, Mädchen und männlichen Perſonen unter
a ing in der Verſorgung i die früheren Nachſchübe an Veryfle 16 und über 45 Jahre, die dienſtuntauglichen Männer innerhalb

rmee zu hungern begann, weil t e e nd vie Truppen daza e dieſer Altersgrenze ſowie Aerzte und Geiſtliche jeden Alters heim
gungsmitteln vollkommen aufgehört hatten, r z bieten h Ab. zubefördern. Die entſprechenden Klaſſen der aus dem unbeſetzten
r 1 u de We e Waetede Gelreide mit Ge. Rußland ſtammenden Ruſſen, die noch in Deutſchland zurückge
walt zu requirieren. In erſter Stelle cheien ſich viele Requiſitionen halten l nach Rußland befördert werden. Die Heim

en die der Hauptſtadt naheliegenden Gebiete. Was dort in den rerdergwg ſo re nicht auf Antrag r wer

n ehe n gecege Wipſt der h Der n r e ſang r n m
ohne Bezahlung. Zum Schu eten die Lor zuführen ſind. Bei der Abfertigung ſind tunlichſt Frauen und

m e le e e s renen. rückſichtigen. egen der eHimbeförderung der dienſttauglichenV d W 3 r r T a im e h W Jahrene ruſſiſchen wur ndere Vereinbarung vorbehalten. Die deutſche Regierungnoch gewaltig ſteigert. ſprach ihre Genehmigun, 3 der Vereinbarung aus. Die Genehmi-Daß unter dieſen Umſtänden von einer geregelten Verſorgung Pe gungserklärung der ruſſiſchen Regierung ſteht no chaus indeſſen war
tersburgs n die Rede ſein kann, iſt ſelbſtverſtändlich. Es kommt ber der Abreiſe der deutſchen Kommiſſion bereits mit dem Abtrans-
hinzu, daß eder Getreide und Mehltransport auf der Bahn der Ge port der deutſchen Zivilperſonen aus Petersburg nach den Grund
fahr ausgeſetzt iſt, geraubt zu werden. Soweit es irgend mög ich fätzen der neuen Vereinbarung begonnen. Die Weiterführung des
iſt, halten die Getreidezüge für die e auf 7 ne en wird naturgemäß von der Entwicklung der Dinge in
um nicht dem Angriff einer Horde von en zum Opfer zu fallen Ru ngen.

Heimbeförderung von Zivil-

Zur Streikbewegung.
Von Fritz Ebert.

Die Streikbewegung der letzten Januarwoche hat lebhafte
politiſche Auseinanderſetzungen im Gefolge. Auch im Ausland hat
die Bewegung begreiflicherweiſe großes Jntereſſe gefunden. Die
Preſſe unſerer Kriegstreiber, die jede Arbeiterbewegung im feind
lichen Ausland ihren Leſern als Symptom des Zuſammenhruchs
der Entente auftiſcht, ſchlachtet nun mit wahrer Wolluſt die Preß-
äußerungen des feindlichen Auslandes gegen die Sozialdemokratie
aus. Wie raſend gebärden ſich die Eroberungspolitiker und mit
ihnen der ganze reaktionäre Heerbann; ſie beſchuldigen uns des
Landesverrats und der Verlängerung des Krieges.

Das iſt natürlich elende Heuchelei. Hat dieſes Gelichter doch
während des ganzen Krieges jede politiſche Regung, die mit der
annexioniſtiſchen Kriegsreligion nicht im Einklang ſtand, als Lan-
desverrat denunziert. Die Verſtändigungsbemühungen Bethmann
Hollwegs unmittelbar vor Kriegsausbruch bezeichnet Junius Alter
als äußerſte Erſchwerung der Aufgaben der verantwortlichen Mil
tärs. „Kein Urteil wäre hart genug, das dank der Unheilspolitit
dieſes politiſchen Schlafwandlers unnütz vergoſſene Blut zu ſühnen.“
Nach der gleichen Methode iſt die Hetze gegen das Friedensangebot
der Reichsleitung vom Dezember 1916 und die Friedenskund-
gebung des Reichstags vom Juli 1917 betrieben worden. Die ge
ſamte annexioniſtiſche Preſſe machte damals der Reichsleitung
zum Vorwurf, mit dem Friedensangebot den Krieg verlängert zu
haben; und der Vorſitzende des Alldeutſchen Verbandes war von der
Abweiſung unſeres Friedensangebots und der Fortſetzung des
Krieges ſo entzückt, daß er öffentlich erklärte, man müſſe dafür
Gott auf den Knien danken. Zur Durchkreuzung einer Verſtän-
digungspolitik im Sinne der Reichstagsentſchließung iſt der ganze
ſchwerinduſtrielle Stimmungsapparat aufgeboten und ſchließlich die
Vaterlandspartei gegründet worden. Jhre ganze Propaganda iſt
eingeſtellt auf die Formel: Verſtändigungsfrieden iſt Vaterlands
verrat; lieber Krieg bis zum Weißbluten, als Verzicht auf Erobe
rungen und Kontributtonen.

Gegen das verhängnisvolle Treiben der Eroberungspolitiker
richtete ſich in erſter Linie die Streikbewegung. Begünſtigt durch
die Handhabung des Belagerungszuſtandes, konnten die Politiker
eines Niederwerfungsfriedens ſo anmaßend und irreführend auf-
treten, daß auch Vertreter der Fortſchrittlichen Volkspartei und
des Zentrums wiederholt erklärten, das Ausland müſſe dadurch zur
Auffaſſung kommen, der Geiſt der Eroberungspolitiker beherrſche
Deutſchland. Jn der Tat hat nichts mehr den Kriegswillen in den
feindlichen Ländern aufgepeitſcht und damit den Krieg verlängert,
als die alle Welt bedrohenden maßloſen Forderungen und Be
ſchlüſſe unſerer Eroberungspolitiker. Und wenn ſchon Preßſtimmen
aus dem Ausland für die Beurteilung ivnerpolitiſcher Vorgänge
bei uns maßgebend ſein ſollen, ſo muß vor allem auf das Echo
der alldeutſchen Bewegung im Ausland hingewieſen werden. Noch
ehe uns Amerika den Krieg erklärte, ſchrieb die New York Nation
in bezug auf unſere Alldeutſchen: „Dieſe Fanatiker haben Deutſch
land mehr Schaden getan als zehn feindliche Armeekorps.“ Und die
Baſeler Nationalzeitung ſchrieb ſchon im Oktober 1916: „An dem
Tage, wo der Todeskampf der Alldeutſchen zu Ende geht, wird die
Entente einen ihrer tücht gſten Helfer im Durchhalten verloren
haben.“ Keine unſerer maßgebenden Stellen hatte ſich damals über
dieſe „helle Freude des Auslandes“ erregt. Jm Gegenſatz zum
jetzigen Eifer hat damals kein offiziöſer Nachrichtendienſt dieſe
oder andere ähnliche Aeußerungen unſerer Preſſe übermittelt.
Man hat vielmehr ruhig mitangeſehen, wie die Annexioniſten die
gzivile Reichsleitung ſhſtematiſch vor aller Welt aufs ſchwerſte dis
kreditierten, weil ſie ihnen nicht dienſtwillig war. Erklärungen
der Reichsleitung, deren außenpolitiſche Wirkung für den Frieden
von großer Bedeutung war, konnten ſie ungehindert in ihrem Sinne
ummüngzen und dadurch völlig entwerten, hat doch Tirpitz kürzlich
nach einer Unterredung mit dem Reichskanzler ſeinen Vaterlands-
parteilern mitgeteilt, ſie könnten wegen der Stellung der Reichs
leitung zur Kriegszielfrage durchaus beruhigt ſein. Niemand an
maßgebender Stelle hat dem widerſprochen, obgleich im Hauptaus-
ſchuß des Reichstags Redner mehrerer Parteien nachdrücklich auf
dieſen ſeltſamen Vorgang hinwieſen. So muß im feindlichen Aus-
land das Vertrauen zu Erklärungen der Reichsleitung vollends
vernichtet werden. Wie ſoll bei ſolchen Quertreibereien eine Ver
ſtändigung der Kriegführenden überhaupt möglich ſein? Mit
dieſer Methode müſſen alle Verſuche zur Anbahnung des Friedens
oerſchüttet werden. Hier liegt die wirkliche Gefahr! Das iſt die
Pol tik, die den Krieg ins Endloſe verlängern muß. Alle, die ſich
jetzt ſo laut über die Streikbewegung entrüſten, hatten alſo längſt
die Pflicht, mit ihrer Entrüſtung falls es ihnen damit überhaupt
Ernſt iſt ſich an die richtige Adreſſe zu wenden.

Der Streikbewegung wäre damit am wirkſamſten vorgebeugt
worden. Vor allem aber hätte die Reichsleitung vorbeugen müſſen.
Nach 42 Monaten furchtbarſten Krieges müſſen unſere Staats-
männer die Zeichen der Zeit nicht nur verſtehen, ſie müſſen ſie auch
zu werten vermögen. Daran fehlt es aber leider ſehr. Jedenfalls
iſt von den Vertretern unſerer Partei, namentlich in den letzten
Wochen, unausgeſetzt in offiziellen und inoffiziellen Beſprechungen
mit der Regierung eindringlichſt auf die ſteigende Erbitterung der
arbeitenden Bevölkerung hingewieſen und Abhilfe gefordert worden.
Nach der Beantwortung des ruſſiſchen Friedensangebots durch den
Kanzler mußte angenommen werden, daß das Selbſtbeſtimmungk-
recht der Völker von uns gerecht durchgeführt werden. „Wir er
blicken in dieſen Erklärungen eine Garantie, an der unſeres Er
achtens nicht gerüttelt werden darf“, erklärten wir damals im
Reichstag. Der Vorſchlag der Mittelmächte in Breſt-Litowſk vom
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re Dezemder 1917 fand auch die volle Zuſtimmung der überaus
roßen Mehrheit unſeres Volkes. Die gegenteilige Wirkung aber,

das Gefühl bitterſter Enttäuſchung, mußte die Erklärung Deutſch
lands vom 27. Dezember 1917 hervorrufen. Die Gründe dafür
haben unſere Redner im Hauptausſchuß des Reichstags eingehend
dargelegt. Gewiß haben die Bolſchewiki mit ihrer Verſchlevungs
taktik die Verhandlungen erſchwert. Die Methoden ihrer Politik,
namentlich ihr Vorgehen gegen die friedenſuchende Ukraine, ſind
nichts weniger als vertrauenerweckend. Allein das durfte die Ver
treter Deutſchlands nicht hindern, zu ihrer Erklärung vom 25. Dez.
zu ſtehen. Die Beunruhigung unſeres Volkes wurde geſteigert durch
die Erklärung Hertlings, daß wir der Entente gegenüber in keiner
Weiſe mehr gebunden ſeien. Triumphierend verkündete die an
nexioniſtiſche Preſſe, die Reichstagsentſchließung und die Antwort
auf die Papſtnote ſeien nun endgültig abgetan; jetzt habe man
„freie Hand“ nach dem Weſten.

Was zur Steigerung der Erbitterung der Maſſen noch möglich
war, beſorgte die provokatoriſche Obſtruktion der Wahlrechtsfeinde
im Verfaſſungsausſchuß des Preußiſchen Abgeordnetenauſes, das
immer dreiſter geltend gemachte Verlangen der ſchwerinduſtriellen
Scharfmacher nach Gewaltmaßnahmen gegen die Sozialdemokratie
und nicht zuletzt die im Reichstag mit einer Fülle von Material
nachgewieſene einſeitige Handhabung des Belagerungszuſtandes.
Das alles ſollten die arbeitenden Maſſen, die unter den Ernäh-
rungsſchwierigkeiten beſonders ſchwer leiden, während die Zah-
lungsfähigen auf dem Wege des Schleichhandels ſich hinreichend
verſorgen können, ruhig hinnehmen. Wer ſich auch nur einiger
maßen auf Maſſenpfyckologie verſteht, mußte ſich ſagen, daß hier
Gefahr droht, daß dieſe Belaſtungsprobe zu ſchwer ſei. Der Reichs
leitung aber fehlte jedes Verſtändnis für dieſe Situgtion; ſtatt die
Arbeiterſchaft zu beruhigen durch Beſeitigung der Urſachen der
Erbitterung, begnügte ſie ſich damit, den ſtarken Mann zu mar-
kieren.

Zweifellos haben auch die Maſſenſtreiks in Oeſterreich und
Ungarn auf die deutſchen Arkeiter ſuggeſtiv gewirkt. Wären aber
die Volksmaſſen nicht aufs äußerſte empört geweſen, ſo hätten dieſe
ebenſowenig wie die von den Spartakusleuten und den Unab-
hängigen verbreiteten Flugblätter die Bewegung entfachen können.
Urſprünglich erfaßte die Bewegung in Berlin auch nur eine Anzahl
Rüſtungsbetriebe. Jm Bureau des Parteivorſtandes erſchienen aber
alsbald Deputationen von Mitgliedern unſerer Partei aus den
verſchiedenſten Betrieben. Gegen Mittag hatten wir eine größere
Verſammlung von Arbeiterdelegierten vor uns. Alle erklärden, die
Erbitterung der geſamten Arbeiterſchaft ſei ſo gewaltig, daß durch
Arbeitsniederlegung der Stimmung der Arbeiter Ausdruck gegeben
werden müſſe. Die Leitung dieſer Bewegung dürfe nicht den Un
abhängigen und den Spartakusleuten überlaſſen werden. Der Ein-
tritt der Parteileitung in die Bewegung ſei notwendig, um ihren
geordneten Verlauf und einen vernünftigen Abſchluß zu gewähr-
leiſten. Sehr bezeichnend iſt, daß mehrere große Betriebe von der
Arbeitsniederlegung Abſtand genommen hatten, als ſie von dem die
Partei und die Gewerkſchaften beſchimpfenden Flugblatt der Svarta-
kuſſe Kenntnis erhielten. Mehrere gleichlautende Berichte ſind
uns aus dem Lande zugegangen. Daß wir nicht bedingungslos dem
Drängen unſerer Mitglieder folgten, iſt in der Tagespreſſe ſchon
dargelegt. Wir lehnten in al'er Form die Verantwortung für die
ganz unzeitgemäße und ohne jegliche Fühlung mit uns zum Aus-
bruch gebrachte Bewegung ab. Weiter ſtellten wir die Bedingung,
daß wir uns nur dann der Bewegung annehmen würden, wenn
uns entſprechender Einfluß auf ihre Leitung eingeräumt werde.
Nachdem die Delegiertenverſammlung der Streikenden gegen hef
tigen Widerſpruch Ledebours dieſem Verlangen unſerer Mitglieder
mit überwältigender Mehrkbeit zugeſtimmt hatte, konnte es einen
Zweifel über unſere Stellungnahme nickt mehr geben. So ſchwierig
auch die Situation war, ſtanden hier doch in ſo hohem Maße Ar-
beiterintereſſen auf dem Spiele, daß uns die proletariſche Pflicht
gebot, ſofort zu handeln. Allerdings hatte man ſehr eilig ſchon
vorher in der Delegiertenverſammlung die bekannten Forderungen
des Streiks beſchloſſen und den Aktionsausſchuß der Streikenden
eingeſetzt. Sofort, als wir das erfuhren, erklärten wir den Ver-
tretern unſerer Partei, daß wir auf einer nochmaligen Durchbe-
ratung der Forderungen und einer Umgruppierung der Streik-
leitung beſtehen müßten. Auch dem Aktionsausſchuß der Streiken-
den erklärten wir dasſelbe, als wir in ihn eintraten.

Dazu ließ es aber das Oberkommando der Marken gar nicht
kommen. Jede weitere Tätigkeit in der Streikleitung wurde uns
bereits am Dienstag unter Strafandrohung unterſagt, der Vor-
wärts verboten, alle Verſammlungen gehindert, das Gewerkſchafts-
haus geſchloſſen, ſelbſt die darin befindlichen Gewerkſchaftsbureaus
mußten geräumt werden. So wurden die Streikenden geradezu auf
die Straße gedrängt. Unſer Verſuch bei der Reichsleitung, die
Verſammlungsmöglichkeit für die Streikenden wieder zu erwirken,
ſcheiterte an einer unglaublich kurzſichtigen Formalität. Mit der
Auflöſung der Streikleitung und mit dem Verbot jeder Tätig-
keit, die mit dem Streik in Zuſammenhang ſtand, war die Reichs
leitung allerdings in eine Sackgaſſe geraten. Deshalb hat ſie von
vornherein die Zuſammenſetzung der Verhandlung?kommiſſion
kategoriſch zu einer grundſätzlichen Frage gemacht. Unter allen Um-
ſtänden wollte ſie den Anſchein vermerden, ais verhandle ſie mit
der „aufgelöſten“ Streikleitung. Das war das A und O unſerer
Verhandlungen mit der Reichsleitung.

Die Vertreter des Parteivorſiandes hotlen bei dieſen Vermitt-
lungsbemühungen keinen leichten Stand. Auf der einen Seite die
Unabhängigen, die darauf beſtanden, nur zu verhandeln, wenn alle
Vertreter der Streikenden im Aktiongausſchuß zugezogen würden,
auf der anderen Seite die Reichsleitung, die ſchließlich cinige Ver-
treter der Streikenden nur in der Verkleidung vor Gewerkſchaft z-
funktionären zulaſſen wollte. Uns komm es darauf an, den Sere
baldigſt zu einem geregelten Abſchluß zu kringen, zumal er ſeina
Demonſtrationszweck bereits erfüllt zatte. Wir konnten uns des-
halb auch mit dem von der Reichslitung am Freitag gemachten
Vorſchlag abfinden, wonach neben drei gewerkſchaftlich orgag
ſierten Arbeitern und je zwei Abgeordneten der beiden ſoz aldemo-
kratiſchen Parteien auch noch zwei Vertreter der Generalkommiſſion
der Gewerkſchaften zur Verhandlungs kommiſſion hinzugezogen wer-
den ſollten. Trotz unſerer dringenden Vorſtellungen blieben aber
die Unabhängigen bei ihrer ablehnenden Haltung. Die Dele-
giertenverſammlung der Streikenden, die hier zu entſcheiden hatte,
konnten wir aber wegen des Verbots aller Verſammlungen nicht
anrufen. Die Haltung der UngaLhängigen war um ſo unverſtänd-
licher, als ſie noch am gleichen Tage vorſchlugen, die Abgeordneten
der beiden Parteien ſollten nun allein, alſo ohne Arbeitervertreter,
mit der Reichsleitung verhandeln wegen Zulaſſung einer Dele-
giertenverſammlung der Streikenden. Jn ihr ſollte erörtert wer
den, unter welchen Bedingungen der Streik beigelegt werden könne.
Leider ſcheiterten auch dieſe am Sonnabend geführten Verhand
lungen. Jm amtlichen Bericht wurde über die Stellung der Regie
zung geſagt:

Auch wenn die Verſammlung zu dem Ergebnis führen follte,
daß die Streikenden aufs neue den Antrag ſtellten, mit der Re
gierung zu verhandeln, würde ſie die Lage nur weiter verſchärfen,
da die Reg erung auf einen ſolchen Antrag nur ablehnend ant
worten könne. Solange deshalb keine Gewähr dafür vorliege,

„daß die Beſprechung led.glich dahin wirken werde, den Streik zu

beenden und die allgemeinpolitiſchen Wünſche der Arbeiter künftig
auf dem geſetzmäßigen Wege über die Volksvertreter an die
Regierung gelangen zu laſſen, könne dieſe den Vorſchlag der Ab
geordneten nicht in Erwägung giehen.

Die verlangte Gewähr konnten die Abgeordneten ohne Zu
ziehung von Vertretern der ſtreikenden Arbeiter unmöglich geben.
Hätte die Regierung auch nur ein wenig Sinn für den demokra
tiſchen Charakter der Arbeiterbewegung gehabt, ſo hätte ſie ſich das
ſelbſt ſagen müſſen.

So haben die Verhandlungen mit der Reichsleitung ſich von
Dienstag bis Sonnabend reſultatlos hingezogen, obgleich der Aus
ſtand nach einem Flugblatt, das ſchon am Montag verbreitet worden

war, zunächſt nur für drei Tage beabſichtigt war. Wäre man am
Dienstag unter Ausſcheidung aller Formalitäten zu Verhand-
lungen über die Beweggründe zum Ausſtand gekommen und hätte
die Reicksleitung ernſten Willen zur Beruhigung der Arbeiter ge
zeigt, dann wäre am Donnerstag in Berlin die Arbeit ſicher wieder
aufgenommen worden. Dafür ſpricht auch der Gang der Bewegung
an andern Orten. Jn Bielefeld, Brandenburg, Bremen, Breslau,
Danzig, Dortmund, Fürth, Halle, Hamburg, Jena, Kaſſel, Kiel,
Köln, Mannheim, München, Nürnberg war die Bewegung in zwei
oder drei Tagen beendet. Meiſtens haben die Generalkommandos
den Streikenden Gelegenheit zu Verſammlungen und zur Aus
ſprache gegeben, vielfach haben die Behörden mit ihren Vertretern
verhandelt. Jn Köln gingen nach Verhandlungen mit den Arbeiter
delegierten der Regierungspräſident und der Oberbürgermeiſter in
die Verſammlung der Streikenden und ergriffen dort das Wort.
Auch der bayriſche Miniſterpräſident iſt nicht am chineſiſchen Zopf
hängen geblieben. Er hat den Streikenden gegenüber eine ver
mittelnde Haltung eingenommen und der Sozialdemokratie öffent-
lich gedankt, daß ſie ſich der Bewegung annahm. Der Streik in
München konnte deshalb nah einigen Tagen geregelt beigelegt
werden. Jn Wilhelméshaven-Rüſtringen wderſammelten ſich am
Donnerstag mittag mehr als 10 000 Werftarbeiter unter freiem
Himmel. Jn längerer Debatte konnten ſie ſich ohne behördlichen
Eingriff offen über die Situation ausſprechen. Sie ſchloſſen ſich
den Forderungen der Streikenden an andern Orten an und be
ſchloſſen, am Nachmittag die Arbeit fortzuſetzen. Jn all dieſen
Orten iſt die Bewegung ruhig verlaufen. Wenn es in Berlin
anders kam, ſo hauvtſächlich nur deshalb, weil die Reichsleitung
völlig verſagte, weil ſie an Umſicht und Verſtändnis für die Situa-
tion hinter zahlreichen Orts- und Bezirksbehörden weit zurückſtand.

Ob die Reichsleitung eine Lehre aus der Streikbewegung zieht,
mag dahingeſtellt bleiben. Vorläufig ſieht es nicht ſo aus. Will
ſie aber, daß Beruhigung bei den Maſſen einzicht, dann halte ſie
ein mit der Verfolgung der am Streik beteiligten Arbeiter, dann
ſorge ſie zurächſt dafür, daß endlich den Beſchwerden über Hand-
habung des Belogerungezuſtandes Rechnung getragen wird. Ferner
muß ſie der Vaterlandspartei und allen ſonſtigen Eroberungs-
volitikern eine unzweideutige Antwort geben und für eine klare
Friedensvolitik obne offene und verſchleierte Annexionen und Kon
tributionen eintreten. Die Regierung muß auch die Gewähr
geben, daß das feierlich verſprochene gleiche Wahlrecht tatſächlich
daldigſt durchgeführt und mit ihrer Vorlage im Dögeordnetenhaus
nicht Schindluder getrieben wird. Endlich und nicht zuletzt muß in
der Lebensmittelverſorgung der ſkandalöſe Schleickhandel unter-
bunden und rückſichtslos eine gleichmäßige Verteilung der vor
handenen Beſtände durchgeführt werden.

Der Parteiausſchuß und der Parteivorſtand haben ſich auf
ihrer Tagung während des Streiks erneut einmütig zur Landes-
verteidigung bekannt. Die Reichstagsfraktion hat ſich dem Beſchluß
ebenfalls einmütig angeſchloſſen. Die Zentralvorſtände der Ge
werkſchaften haben ſich im gleichen Sinne erklärt. Alle Körper-
ſchaften haben die Haltung des Parteivorſtandes zur Streik-
bewegung gebilligt. An der Regierung liegt es nun, das Jhre zu
tun, damit der Krieg, in den unſer Volk mit der Parole zog: „Uns
treibt nicht Eroberungsluſt!“ mit der gleichen Parole baldigſt ein
Ende findet.

Die Ausſchußberatung der Wahl
rechtsvorlage.

Einführung der Wahlpflicht.
Jn der Donnerstag-Sitzung des Landtags Ausſchuſſes für die

Verfaſſungsvorlage beantragten die Konſervativen, einen neuen
8 3f einzufügen. Hiernach ſoll jeder Wähler verpflichtet ſein,
ſeine Stimme abzugeben und nur ernſte beſondere Verhältniſſe ſollen
davon entbinden. Wer unentſchuldigt ſeine Stimme nicht abgibt,
ſoll die halbe Einkommenſteuer, mindeſtens aber 10 M. Strafe
t. Gegen die Höhe iſt Beſchwerde beim Regierungspräſidenten
zuläſſig.

Der nationalliberale Wahlpflichtantrag ſetzt die Steuer auf
1--50 M. und auf den freifachen Steuerbetrag feſt.

Miniſter des Jnnern Dr. Drews bezeichnet die Wahlpflicht
frage als eine reine Zweckmäßigkeitsfrage. Die Feſtſtellung der
Entſchuldigungsgründe werde immer ſchwierig ſein. Die Regierung
ſei in erſter Linie gegen die Wahlpflicht, wolle der Ausſchuß ſie
aber einführen, ſo ſei der konſervative Antrag vorzuziehen.

Ein Fortſchrittler wünſcht, daß die Wahlen ſtets an
einem Sonntag ſtattfinden, weil dann die geſchäftlichen Abhaltungen
auf ein Mindeſtmaß ſinken. Damit man ſich über die Folgen klar
werden könne, ſtimmen die Fortſchrittler auch für den Grundſatz
der Wahlpflicht.

Gegen die Stimmen des Sozialdemokraten und des Polen
ſpricht ſich der Ausſchuß grundſätzlich für die Wahlpflicht aus und
überweiſt die vorliegenden Anträge einem Unterausſchußz.

Einer konſervativen Anregung auf Anlegung ſtändiger
Wählerliſten tritt der Sozialdemokrat entgegen. Dieſer An-
trag laufe wiederum auf eine Schmälerung des Wahlrechtes für
große Teile der Bevölkerung hinaus, namentlich werde das fluk-
tuierende Element dadurch geſchädigt, denn wenn ſtändige Wähler-
liſten eingeführt werden, ſo wird die Folge die ſein, daß jemand, der
zwar ſonſt alle Vorausſetzungen des Geſetzes erfüllt, aber am Tage
der Auslegung der Liſten noch kein Jahr in der Gemeinde wohnt,
ſein Wahlrecht verliert, obwohl er am Tage der Wahl ſelbſt die
Vorkedingung der einjährigen Aufenthaltsdauer erfüllt hat. Jm
übrigen werde den Gemeinden daraus ein ungeheures Maß von
Arbeit erwachſen, wenn ſie neben den Gemeindewählerliſten noch
fortlaufend beſondere Landtagswählerliſten aufſtellen müſſen.

Ein Miniſterialdirektor kerichtet, daß er bei ſeinen
zahlreichen Reviſtonen noch niemals eine richtig aufgeſtellte Ge-
meindewählerliſte gefunden habe.

Auch dieſe Frage wird dem Unterausſchuß überwieſen. Darauf
werden die wahltechniſchen Beſtimmungen der 88 5--14 angenommen,
nur S 14 wird durch einen nationalliberalen Zuſatzantrag dahin
geändert, daß jeder Wähler ſoviel Stimmzettel abzugeben hat, wie
ihm Stimmen zuſteben. Ein fortſchrittlicher Antrag, der die Wähl-
barkeit wie bisher ſchon nach einfähriger Staatszugehörigkeit ein
treten laſſen will, während die Regierungsvorlage drei Jahre fordert,
wird abgelehnt.

Der Miniſter des Jnnern erklärte im Laufe der Debatte,
daß die Regierung als Gegnerin des Pluralwahlrechts ſelbſt keine
Veranlaſſung habe, Anträge zu ſtellen, ſie ſei aber bereit, Ausknuft zu geben, in welcher Kicſang infolge des geſtrigen Beſchluſſes

geſetzgeberiſche Aenderungen erforderlich ſeien.
Ein nationalliberaler Antrag, wonach an der Be

wegung verhinderte kriegsbeſchädigte Wähler auf Koſten
der Gemeinde in das Wahllokal zu befördern ſind, wird dem
Unterausſchuß überwieſen.

Nunmehr wiyd die Frage des Verhältniswahlſyſtems
beſprochen. Ein fortſchrittlicher Antrag will, wenn mehr
als 200 000 Einwohner auf einen Abgeordneten kommen, für jede
weiteren angefangenen hunderttauſend Ei ner ein neues
Mandat ſchaffen. Für Berlin mit 20 Abgeordneten, die Regie-
rungsbezirke Poſen mit 19, Bromberg mit 10 und Marienwerder
mit 18 Abgeordneten ſowie in 25 weiteren groß ſtädtiſchen
oder r Wahlkreiſen ſoll die Verhältniswahleingeführt werden, und zwar entſprechend den im eRiche geltenden
Proporzbeſtimmungen.

Ein nationalliberaler Antrag will die Verhältniswahle alle Wahlbezirke mit mehr als 2 Abgeordneten und für gemiſcht-
W Wahlkbezirke einführen, ſofern mehr als ein eordneter

zu len iſt. Für die letzteren Wahlbegirke ſoll das der kgl. Ver.
ordnung überlaſſen bleiben. Als gemiſchſprachig gilt ein Wahlbe-
zirk, wenn nach dem Ergebnis der letzten Volkszählung wenigſtens
ein Fünftel der Bevölkerung nicht» deutſch als Mutterſprache ſpricht.
Dieſer Antrag wird dahin begründet, daß auch die Min der
heiten vertreten ſein müſſen.

Ein Fortſchrittler führte aus, daß ſeine Fraktion geteilter
Meinung darüber ſei, ob der Proporz für den ganzen Staat
eingeführt werden ſolle. Es gäbe Fälle, in denen eine große
Minderheit unberückſichtigt bleibe, beſonders in großen Jnduſtrie-
zentren und gemiſchtſprachigen Gegenden. Das Syſtem müſſe ſich an
die neue Reichstagsvorlage anlehnen.

Miniſter des Jnnern Dr. Drews: Die Gründe für die Ver
hältniswahl haben ſicherlich ein bedeutendes Gewicht, die
Regierung dürfte geneigt ſein, ſich ihnen anzuſchließen.
Zweckmäßig wird dasſelbe Syſtem wie im Reiche anzuwenden ſein.
Angebracht erſcheinen die Verhältniswahlen dort, wo es ſich um
ſehr dichtbevölkerte Wahlkreiſe handelt, um ſo erheb-
liche Minderheiten, daß ſie unter normalen Verhältniſſen allein
einen Abgeordneten wählen dürfen. Für die gemiſchtſprachi-
gen Gebiete erſcheint die Verhältniswahl beſonders angezeigt.

Ein Konſervativer betont, daß ſeine Partei die aller-
ſchwerſten Bedenken für das Verhältniswahlrecht Habe, auch
ein Zentrumsredner hat ſehr große Bedenken.

Der Sozialdemokrat erklärt, daß die Sozialdemokratie
in ihrem Programm das Verhältniswahlſyſtem fordere, aber die
Verhältniswahlen ganz allgemein und nicht etwa nur für
beſtimmte Bezirke. Die Vorlage, die augenblicklich dem
Reichstag unterbreitet ſei, bedeute einen Schritt zur Erreichung
dieſes Zieles. Der nationalliberale und der fortſchrittliche Antrag
dagegen ſeien ganz anders zu bewerten, denn ſie wollen die Ver-
hältniswahl nur dort einführen, wo die Polen die Mehrheit
haben und die Deutſchen in der Minderheit ſind, zweitens
dort, wo in dichtbevölkerten Wahlkreiſendiebürger-
lichen Parteien in der Minderheit ſind. Es handle
ſich alſo ganz zweifellos um ein Ausnahmegeſetz. Wolle man
den Anträgen dieſen Charakter nehmen, dann müſſe man die Ver-
hältniswohlen auch dort einführen, wo die Sozialdemokraten eine
ſtarke Minderöeit bilden.

Nachdem noch ein Fortſchrittler erklärt hatte, der An-
trag ſeiner Partei ſei kein Ausnahmegeſetz gegen die Polen, ſondern
nur von falſchen Geſichtspunkten eingegeben, gingen die Anträge
an den Unterausſchuß, der auch die Wahlkreiseinteilung vor-
berei“en ſoll.

Damit ſind die Arbeiten des Verfaſſungsausſchuſſes vor
läufig zu Ende. Je nach dem Stande der Arbeiten des Unter
ausſchuſſes wird die nächſte Sitzung einberufen werden. Jn der
nächſten Woche tritt das Plenum des Abgeordneten-
hauſes wieder zuſammen.

Der Friedensſchluß mit der
Akraine.

Der Haushaltausſchuß des Reichstages erörterte am Donnerstag
zunächſt die wirtſchaftlichen Fragen, die mit dem Friedensſchluß mit der
Ukraine verknüpft ſind. Nach einem einleitenden Referat des Ver-
treters des Auswärtigen Amtes, Geheimrat Körner, erklärte der
nationalliberale Abgeordnete Liſzt-Eßlingen, daß anerkannt werden
müſſe, daß unfre Unterhändler herausgeholt haben, was herausgeholt
werden konnte. Die Schwierigkeiten des Bezuges von Getreide dürften
hauptſächlich in der Transportfrage zu ſuchen ſei, weshalb empfehlen
dürfte, wenn die Ukraine die in den dortigen Häfen liegenden engliſchen
Schiffe zu Transportzwecken. bechlagnahmen würde.

Unterſtaatsſekretär Göppert ſpricht dann über die Art, wie
der Handel mit der Ukraine getrieben werden ſoll. Für jede Waren-
gattung, die eingeführt oder ausgeführt werden ſoll, i ſteine beſondere
Kommiſſion geſchaffen worden. Eine Kommiſſion wird in der Ukroine
die vorhandenen Vorräte ermitteln. Der Handel, der von Staat zu
Staat gedacht iſt, wird hauptſächlich den Donauweg einſchlagen müſſen.

General Friedrich geht dann auf die am Dienstag im Haus-
haltsausſchuß angeſchnittene Angelegenheit ein, wonach, ukrainiſche
Kriegsgefangene von der deutſchen Regierung nach dem Oſten geſchickt
worden ſind, um dort agitatoriſch tätig zu ſein. Er erklärt, daß auf
Wunſch der Oberſten Heeresleitung allerdings ein paar Dutzend ufrai-
niſche Kriegsgefangene in die beſetzten Gebiete S worden ſind, aber
nicht, um dort antipolniſche Agitation zu betreiben, ſondern um die
Bevölkerung über Deutſchland aufzuklären. Außerdem habe man Die
50 000 ukrainiſchen Kriegsgefangenen im Leſen und Schreiben unter
richtet.

Jn der weiteren Ausſprache erklärte Abg. Erzberger dieſes
Vorgehen für dankenswert, während Abg. Trampeczinſki (Pole)
ſeinen Vorwurf aufrechterhielt. Tatſächlich hätten dieſe Gefangenen
antipolniſche Agitation getrieben.

Abg. Dr. Cohn hat gegen den Unterricht, der den Gefangenen
erteilt wurde, nichts einzuwenden, aber der Zweck, den man damit wer
folgt, ſei auf alle Fälle zu verurteilen. Die ukrainiſchen Kriegsgefangenen
ſeien ganz ſyſtematiſch zu Agitatoren ausgebildet worden und man habe
ihnen zu verſtehen gegeben, daß ihr Fahneneid nichts mehr gelte.

Abg. Noske findet es e daß in den Gefangenenlagern
Kulturarbeit geleiſtet wurde. enn einzelne Gefangenen-Kategorien
herangezogen worden ſeien, ſo ſei das unter Umſtänden gewiß an-
fechtbar, aber in andern Ländern ſei das auch geſchehen.

General Friedrich weiſt dann den Vorwurf des Abg. CTohn
zurück, daß das Kriegsminiſterium die Gefangenen zum Landesverrat
verleitet habe.

Sodann hält Geheimrat Penck von der Berliner Univerſität an
der Hand von Kartenmaterial einen Vortrag über die geſchichtlichen
Grerzen der Ukraine. Er erklärte dabei, daß das Cholmer Land un
ſtreitig ukrainiſch ſei. Dem traten die Polen ganz entſchieden entgegen,
insbeſondere behauptete der Abgeordnete Seyda, daß „Geheimrat
Penck ein bekannter alldeutſcher Agitator ſei, daß ſeine Unparteilichkeit
alſo ſehr zweifelhaft ſei. Er beſtand darauf, daß die Abtrennung des
Cholmer Gebietes eine große Vergewaltigung der Polen bedeute.

Nach einer kurzen Ausſprache verteidigte Geheimrat Penck ſeine
Stellungnahme und hob hervor, daß das vorliegende ſtatiſtiſche Ma
terial äußerſt lückenhaft ſei und auf ſeine Richtigkeit hin auch gar nicht
kontrolliert werden könne.

Graf Mirbach, der Vorſitzende der deutſchen Kommiſſion, die
in Petersburg geweilt hat, berichtete dann über ſeine Eindrücke, die er
in Petersburg geſammelt habe. Die Rede, die er hielt, war ganz euſ
den alldeutſchen Ton geſtimmt und man war über die Oberflächlichkeit
der ganzen Darſtellung außerordentlich erſtaunt. Der Graf, der früher
im diplomatiſchen Dienſt in Petersburg war, erzählte eine Reihe Anek
doten und meinte dann, daß den Bolſchewiki, die zweifellos kluge Führer
haben, doch die geſtaltende Kraft abgehe. Insbeſondere könne nan

r daß die Mehrheit des Volkes nicht hinter den Bolſcye
w ehe.

Die Ausſprache wandte ſich dann wieder den wirtſchaftlichen Fragen
zu. Abg. Gothein beurteilte die in der Ukraine vorhandenen Ge
treidevorräte ſehr optimiſtiſch, erkannte aber an, daß der Abtransport
ſehr großen Schwierigkeiten begegnen werde. Vielleicht, daß nach
Friedensſchluß mit Rumänien darin eine Beſſerung eintreten wer?.

Abg. Noske hob hervor, daß wir ſo raſch als möglich Lebens
mittel brauchen. Der momentane Papierfriede mit der Ukraine werde
hofentlich bald inem Brotfrieden werden. aber in der Ukraineherrſchen ohne Zweifel Anarchie und die ukrainiſche Regierung dürfte
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vermutlich nicht viel Mag unter ſich haoen, Man werde alſo erſt ab
warten müſſen, bis Ruhe und Ordnung eingekehrt iſt, denn erſt dann
werde die Einfuhr ungeſtört vonſtatten gehen können. Allzu gr
Hoffnungen werde man auf die r nicht ſetzen dürfen. mü
aber unbedingt verlangt werden, daß die erfaßten Vorräte der Ratio-

er ne R eriahru tIn den weiteren Aus nungen kam zum Ausdruck, der Handelmit der Ukraine vollſtändig die Fern des Tauſchhandels Senne
werde. Es werden Waren, die in der Ukraine gebraucht werden, gegen
Getreide und andere Lebensmittel umgetauſcht. Damit war die Aus
ſprache über dieſen Teil erledigt.

Es folgt nun die Beratung der rechtlichen Beziehungen. Ge
heimrat Kriege berichtete über die Arbeiten der rechtlichen Kom
miſſion in Breſt-Litowſk. Die Verhandlungen dieſer Kommiſſion wurden
dadurch erſchwert, daß es der Ukraine an international vorgebildeten
Juriſten fehlt. Es war die Frage der Kriegsgefangenen zu erledigen,
ferner der Erſatz der Schäden, den porte im Gebiete der Ukraine er
litten haben. Den Deutſchen müſſen Fabriken, Maſchinen uſw. in
Natura zurückgegeben werden. Die Auseinanderſetzungen wegen oer
Schäden müſſen beim allgemeinen Friedensſchluß geregelt werden. Der
Austauſch der Zivilinternierten wird durch eine beſondere Kommiſſinn
erledigt werden. Die Intereſſen der deutſchen Anſiedler. in Südrußland ku
ſind in weiteſtgehendem Maße wahrgenommen worden Durch die ver
einbarte Amneſtie hofft man, viel Haß und Leid zu beſeitigen.

Die einzelnen Artikel des Hauptvertrages werden dann ohne
Widerſpruch genehmigt. Bei Artikel 3 des Zuſatzvertrages ſchne:det
Abg. Cohn die Frage der Auslieferungsverträge an, die längſt nicht
mehr zeitgemäß ſind. Geheimrot Kriege anwortet, daß die Aus-
lieferungsverträge auf moderne Grundlagen geſtellt werden ſollen und
zwar ſoll das mit allermöglichſter Beſchleunigung geſchehen.

Der Krieg zur See.
Berlin, 21. Februar. Im Monat Februar ſind durch kriegeriſcheMaßnahmen der Millelmächte insgeſamt 632 000 r

des für unſere Feinde nußbaren Handelsſchiffsraumes vernichtet worden.
Damit beläuft ſich das Ergebnis des erſten Jahres uneingeſchränkten
U-Bool Krieges auf 9 590 000 Brutto Regiſter-Tonnen.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.
Berlin, 21. Februgr. (Amllich.) Der unermüdlichen Täligkeit

unſerer ABoote fielen an der engliſchen Weſtköſte letzthin fünf Dampfer
und zwel Segler zum Opfer, darunter der bewaffnete engliſche Dampfer
„Mexico City“, 5078 BrufkloRegiſter-Ronnen, der engliſche Dampfer
„Sophie“ und ein ekwa 5000 Brutto Regiſter- Tonnen großer engliſcher
Dampfer, anſcheinend vom Einheitsiyp. Die beiden Segler waren
Fweimaſtfſchuner, der eine engliſcher, der andre franzöſiſcher Naliong
lität, letzlerer namens „Marie Madelgine“. Eines der U-Boote hat
außerdem zwei bewaffnete engliſche Frachtdampfer durch Artillerie
treffer beſchädigt. Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Die Frage der beſchädigten Schiffe nimmt neuerdings einen immer
breiteren Raum in den Erörterungen der engliſchen Oeffentlichkeit ein.
Auch im Unterhaus hat man ſich kürzlich mit den beſchädigten Schiffen
beſchäftigt und debei feſtgeſtellt, daß im November 70 derartige Schiffe
in England in Reparatur lagen oder noch auf Platz vor einer der
Schiffswerften warteten. Der Reeder Houſton ſtellte am 17. Januar an
die Regierung die Frage, ob ein beſtimmter Dampfer, der ſo ſchwere
Beſchädigungen erlitten habe, daß ſeine Ausbeſſerung mindeſtens ſechs
Moneote in Anſpruch nehmen würde, in den Veröffentlichungen der Ad-
miralität genannt ſei. Mac Namara verneinte dies und erklärte, daß
die von Unterſeebooten oder Minen beſchädigten Schiffe in keiner Liſte
enthalten ſeien. Houſton führte daraufhin einen andern Fall an, wonach
ein Dampfer infolge ſeiner Beſchädigungen ſogar über zwölf Monate
außer Dienſt geweſen ſei.

Fliegerangriffe.
Innsbruck, 21. Februar. Das Jnnsbrucker Abendblatt meldet

unter dem 20. Februar: Heute nachmittag um 3 Uhr erſchienen, vom
Süden kommend, drei feindliche Flieger über unſerer Stadt. Sie um
kreiſten den Bahnhof und die angrenzenden Stadtteile und warfen drei
Bomben ab. Eine Frau iſt tot, ein Militärarbeiter erlitt ſchwere
Brandwunden. Die Flieger warfen eine große Maſſe von Flugzetteln
ab, die in deutſcher Sprache gehalten waren, und mit dieſen Worten
endeten: „Viele Grüße, auf Wiederſehen!“ Schließlich entflogen ſie in
nordöſtlicher Richtung. Der Tiroler Anzeiger meldet dazu: Einen regel
rechten Ueberfall unternahmen die Flieger auf zwei RoteKreuzZüge,
die ſie mit Marchinengewehrfeuer überſchütteten. Wie wir hören, ſoll
ein öſterreichiſcher Flieger einen der feindlichen Flieger in der Nähe der
Martinswand zum Abſturz gebracht haben.

Die Vationalliberalen und das
gleiche Wahlrecht.

Zur Ablehnung des Paragraphen 3 der Wahlrechtsvorlage ſchreibt
die nationalliberale Köl niſche Zeitung: Daß die Regierung nach
allem, was vorgegangen iſt, ſich fügen und das gleiche Wahlrecht fallen
laſſen werde, erſcheint als gänzlich ausgeſchloſſen. Sie muß
und wird bis zum Ende gehen und das Parlament auflöſen und
durch die Entſcheidung der Wähler über die teſtamentariſche Hinterlaſſen-
ſchaft des Dreiklaſſenparlaments hinweggehen. Mit lebhaftem Be-
dauern ſtellen wir feſt, daß, wie es ſcheint, ein großer Teil der Ver-
antwortung für die vorgeſtrige Entſchließung auf die nationalliberale
Fraktion fällt. Dieſe der Reform widerſtrebenden Nationalliberalen
nehmen damit eine große Verantwortung auf ſich, denn ihre Haltung
wird vielleicht das Schickſal der Partei beſiegeln und dem Vaterlande,
das über allen Parteien ſteht, nicht zum Heile gereichen.

Zwei öſterreichiſche Genoſſen über
die polniſche Frage.

Bei der eBratung des Budgetproviſoriums im öſterreichiſchen
Abgeordnetenhauſe nahmen zwei unſerer Genoſſen das Wort:

Abgeordneter Das zinſki (polniſcher Sozialdemokrat) er-
klärte: Durch die Breſt-Litowſker Verhandlungen ſei das Vertrauen
der Polen getötet worden. Künftighin werde zwiſchen Ukrainern
und den Polen ein ElſaßLothringen beſtehen, an welchem beide
Staaten Jahrzehnte merklich bluten werden. Anſtatt daß Oeſter
reich Polen und die Ukraine unter ſeinen Schutz genommen und
den Austauſch der ſich gegenſeitig ergänzenden Volkskräfte ange
bahnt hätte, hat es die ganze Führung dem Deutſchen Reich
ab getreten. Es liegt Größe in der deutſchen Politik, wenn die
deutſchen Diplomaten der öſterreichiſchen Diplomatie das Heft aus
den Händen entwunden haben. Redner zweifelt nicht, daß die
Ueberſchüſſe aus der Ukraine nach Deutſchland wandern werden,
ud wendet ſich unter lebhafter Zuſtimmung der Polen und ſtürmi-
ſchem Widerſpruch links in heftigen Ausdrücken gegen das dies-
bezügliche Vorgehen der Deutſchen in Rumänien und Polen, wobei
er vom Präſidenten mit der Bemerkung zur Ordnung gerufen wird,
er könne es nicht zugeben, daß die Regierung des mit uns ver-
bündeten Deutſchen Reiches hier beſchimpft werde.

Abgeordneter Dr. Adler Kun Sozialdemokrat) verweiſt
auf den von Staatsſekretär v. Kühlmann im deutſchen Reichstage
zur Verleſung gebrachten Funkſpruch der großruſſiſchen Regierung
und gibt dem Wunſche Ausdruck, daß die deutſche Regierung
jetzt ihre früheren Bedingungen nicht als verfallen erklärt und ſi
zu keinen weiteren kriegeriſchen Operationen in das Jnnere Ruß-
lands begeben werde. Wir fordern die Regierung auf, alles auf
das Peinlichſte zu vermeiden, was als Einmiſchung in die Ange
legenheiten der Völker Rußlands betrachtet werden könnte und
waärnen insbeſondere vor einem Eingreifen in den Streit zwiſchen
Großrußland und der Ukraine. Bezüglich des Budgetproviſoriums
erklärte Redner, daß die Sozialdemokratie ſelbſtverſtändlich nicht
für das Budgetproviſorium ſtimmen könne. Sie kann es nicht tun,weil ſie keine erſt ſag politiſch oder moraliſch irgend eine ent

fernte eVrantwortung für dieſen Krieg zu übernehmen. (Beifall beiden deutſchen Sogialbemotraten)

Der deutſche Tagesbericht.
Großes Hauylquarlier, 21. Februar.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeres gruppen Kronprinz Rupprecht und Deutſcher

Kronprinz.
Arkillerie und Ein in denu hatte Erfolg. nen werieetawyi vorhos

Heeresgruppe Herzog Albrechk.
An der lothringiſchen Front war die Kumpfläligkeit in vielen

A a Selle und Plaine gerk. Slarke franAbteilungen en am Abend unſere Stellungen bei Moncel,
ehlcourt und Mongaucourtk an. An einzelnen Stellen drang

der Feind ein. Infanterie warf ihn im Gegenſtoß wieder hinaus
und machte eine größere Anzahl Gefangener.

Söädweſſklich von Markirch brachten Slurmirupps von einer Er
Gefangene zurück.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Eichhorn.

Von der IJnſel Moon aus ſind unſere Regimenter nach Uebec
ſchreien des zugefrorenen S undes in Eſtland eingerückt und haben
Leagal beſetzt. Im Vormarſch am Rigaiſchen Meerbuſen enl-
lang wurden Pernigel und Lemſal erreicht. Bei Lemſal kam
es zu kurzem Kampf, in dem 500 Gefangene gemacht und 20 Geſchütze
erbeukel wurden. Wenden wurde durchſchritlen, unſere Truppen
ſtehen vor Wolmar.
o piſchen Dänaburg und Pinſk ſind wir im Bordringen nach

t Heeresgruppe Linſingen.
Die Bewegungen gehen vorwärls. An der ganzen Fronk wurden

wichtige Bahn- und Skraßenknokenpunkle beſeht.

Rowno iſt vom Feinde geſäubert.

du Beule läßt ſich noch nicht annähernd äberſehen. Bisher wurden
gemeldet:

An Gefangenen: ein kommandierender General, mehrere Diviſions
kommandenure, 425 Offiziere und 8700 Mann.

An Beute: 1353 Geſchütze, 120 Maſchinengewehre, 4 bis 5000
Fahrzeuge, Elſenbahnzüge mit eiwa kaufend Wagen, vielfach mit Lebens-
mitkeln beladen, Flugzeuge und ſonſtiges unüberſehbare Kriegsgerät.

Von den andern Kriegsſchauplätzen nichls Neues.

Der Erſte Generalquartiermeiſter. Ludendorff.

Abendbericht.
Berlin, 21. Februar, abends. Der Vormarſch im Oſten

dauert an. Deutſche Truppen ſind in Minſk eingerückt.

Von den andern Kriegsſchauplätzen nichls Neues. (W. T. B.)
m
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Ein kritiſcher Tag im öſterreichiſchen
Parlament.

Aus Wien wird berichtet: Es handelte ſich geſtern um einen
Vorſtoß der Tſchechen, der geeignet wor, entweder die Kriegführung
im Lebensnerv zu treffen und alle militäriſchen Erfolge in Frage zu
ſtellen oder das Parlamen tin die Luft zu ſprengen.

Die Tſchechen hatten am Schluß der Sitzung einen Antrag ange
kündigt, daß dem Wehraus'ſchuß zur Berichterſtattung über die kaiſer-
liche Verordnung vom 1. Mai 1915 auf Erweiterung der Landſturm-
pflicht bis zum 50. Lebensjahre eine achttägige Friſt geſtellt werden ſoll.
Dieſe Friſtbeſtimmung war bei den durch die Haltung des Polenklubs
troſtlos gewordenen Mehrheitsverhältniſſen deshalb gefährlich, weil zu
erwarten war, daß ſowohl der Ausſchuß als auch das Plenum die ein-
fache Aufhebung der Verordnung beſchließen würden, ohne an deren
Stelle ein entſprechendes Geſetz treten zu laſſen; da in dieſem Falle
keine Hrn im Herrenhauſe notwendig iſt, wäre einfach der Zu
ſtand von der Kaiſerlichen Verordnung wiederhergeſtellt worden, der die
Entlaſſung aller mehr als 42jährigen Landſturmpflichtigen zur Folge
gehabt hätte.

Der Miniſterpräſident Dr. von Seidler hatte bereits im Laufe
des Nachmittags einzelnen Parteiführern erklärt, daß ein ſolcher Be
ſchluß gleichbedeutend wäre mit der Schließung des Parlamentes. Der
Verſuch, die Tſchechen von der Einbringung des Antrages abzubringen,
oder dem Wehrausſchuß eine längere Friſt zu bewilligen, blieb erfolglos.
Um 5 Uhr nachmittags berief Dr. von Seidler die Partei
männer zu einer Konferenz ein, in der mit Ausnahme der Polen,
welche nach wie vor jeden Verkehr mit der Regierung ablehnen, alle
Parteien teil nahmen. Nach zweiſtündigen Verhandlungen
wurde eine Einigung erzielt, daß dem Wehrausſchuß eine Friſt von vier
Wochen eingeräumt und innerhalb dieſer Friſt die Regierung ſelbſt mit
konkreten Vorſchlägen über die Landſturmpflicht an die Parteien heran

r
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Politiſche Aeberſicht.

Deutſches Reich.
Zur parlamentariſchen Lage.

Nach der Berliner Volkszeitung wird am Montag ſowohl der
Reichskanzler Graf Hertling, wie auch der Vizekanzler v. Payer
m Reichstag das Wort ergreifen. Der Reichskanzler wird zur auswär
tigen Politik ſprechen, und man erwartet an dieſem Tage eine große
programmatiſche Rede. Payer wird ſich mit innerpolitiſchen Fragen
befaſſen; auch wird das preußiſche Wahlrecht in ſeiner Rede eine wichtige
Rolle ſpielen.

Kleines Feuilleton.
Frauenüberſchuß und Ehetragödien.

Die Wiener Arbeiterinnenzeitung entnimmt dem Pariſer Journak
folgende Betrachtung:

„Selbſt wenn jeder männliche Franzoſe eine Frau nimmt, blei
ben guk drei Millionen Frauen in Frankreich übrig, für die es keinen
Mann gibt.

Im Mittelalter hätte man dieſen Ueberſchuß von Frauen an Klöſter
abgegeben. Die Neuzeit verlangt eine andere Löſung des Problems.
Heute laſſen ſich die Frauen nicht nur nicht aus der Geſellſchaft aus
ſchalten, ſondern es iſt auch noch gar nicht ausgemacht, ob ſie ſich nicht
ſo ohne weiteres in die durch die Monogamie (Einehe) ihnen aufer-
legte Jungfernſchaft finden werden. Die Folgen werden grimmige Ehe-
tragödien ſein, gegen die alles Dageweſene verblaſſen wird.

Dem vorzubeugen, muß der Staat beizeiten einen Ausweg finden.
Hat doch Paris in dem Prozeß Minangoin bereits einen Vorgeſchmac
von dem bekommen, was zu erwarten ſteht, wenn der Kampf um
den Mann noch heißer entbrennt. Der Adjutant Minangoin, der in
ſiebenjähriger glücklichſter Ehe mit ſeiner Couſine Yvonne lebte, die
ihm zwei Kinder geſchenkt hatte, war der Liebe zu einer Munitions-
arbeiterin erlegen. Da er ein Mann ſchneller Entſchlüſſe war, ſo regelte
er die Frage gewaltſam. Er unternahm mit Frau und Kinder eine
Bootfahrt, von der er allein zurückkehrte. Aller häuslicher Sorgen ledig,
konnte er am folgenden Morgen eine Reiſe mit der Neuvermählten
ſeines Herzens antreten.“

„Wohin,“ fragt das Pariſer Blatt, „ſoll es kommen, wenn dieEhemänner ihre Frauen und Kinder kurzerhand wie junge Katzen

erſäufen gehen?“

Eine Munckel-Anekdote.
Von dem vor einigen Jahren verſtorbenen berühmten Berliner

Verteidiger und fortſchrittlichen Parlamentarier Auguſt Munckel er-
zählt Juſtizrat Ludewig Chodziesner in der „Voſſiſchen Zeitung“ einige
kleine Geſchichten. Darunter befindet ſich auch folgende Anekdote:

In einem Zivilprozeß plädieren zwei Anwälte mit großem Eifer
Die Parteien ſind auch zugegen. Wenn der Vertreter des Klägers
ſpricht, ſtrahlt dieſer, während der Beklagte unruhig wird, und um-
gekehrt. Das geht ſo eine Weile fort mit Rede und Gegenrede, bis
der Gerichtshof ſich endlich zur Beratung zurückzieht. Da geht der eine
Kollege auf den anderen zu und fragt:

„Haſt du geſtern abend noch viel im Skat gewonnen?“
Beſtürzt ſahen ſich die Parteien an. Eben haben die beiden ſo

heftig mit Hieb und Stoß gegeneinander gefochten und nun entpuppen
ſie ſich als Duzfreunde und Skatbrüder! Die beiden Männer kommen
ſich verloren und verkauft vor. Unter dieſem Eindruck nähern ſie ſich
einander. „Nein, ſollte man das für möglich halten.“

Munckel, der zufällig dabeiſteht, beruhigte ſie
ſcherzend:

„Zwei Anwälte gleichen den ſcharfgeſchliffenen Klingen einer
Schere. Sie gehen aufeinander los, aber ſie tun ſich nichts; nur was
dazwiſchen liegt, wird geſchnitten.“

Aus aller Welt.
Mordprozeß Gebhardt. Saarbrücken, 21. Februar. Otto

Gebhardt hat geſtanden, Löwenthal-Berlin im Streit erſchlagen und die
Leiche in der Nacht darauf in einem nahen Park vergraben zu
haben. Die 40 000 Mark hat er in Saarbrücken verſteckt. Die Leiche
Löwenthals wurde an der bezeichneten Stelle, 100 Meter von der
Wohnung Gebhardts entfernt, nach einſtündiger Grabung im Garten
der Parkbrauerei in Pirmaſens gefunden. Sie war in einem Sack ver
ſteckt und ſchon ſtark verweſt. Die Kleidung iſt noch erhalten.

Lehte Lokal und Proviaznachrichten.

Halle, 22. Februar 1918
Eine Stadtverordnetenſitzung findet Montag nachmittag ſtatt.

Auf der Tagesordnung ſteht u. a.: Die Erhebung eines Kriegszu-
ſchlages zu den Desinfektionsgebühren, Nachbewilligung für das
Stadtbad und endlich der ſchon oftmals angeſetzt geweſene Antrag
wegen der Schulreform. Da die Tagesordnung der öffentlichen
Sitzung nur acht Punkte enthält, darf wohl angenommen werden,
daß der Schulreformantrag nun endlich ausgiebig behandelt und
verabſchiedet wird.

Tot gefahren. Am Donnerstag abend gegen 6 Uhr lief in der
Railſtraße der ſechsjährige Sohn des Schuhmachermeiſters Hain
gegen einen Straßenbahnwagen und geriet ſo unglücklich darunter,
daß er an den Beinen und am Kopf ſchwer verletzt wurde und bald
darauf ſtarb. Dem Wagenführer ſoll an dem Unglücksfall keine
Schuld treffen. Der Vater des Kindes iſt zum Militär eingezogen
und die Mutter befindet ſich in einer Lungenheilſtätte.

m eeStädtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Grüne Heringe. Sonnabend früh in den einſchlägigen Ge chäften

auf Abſchnitt 137 des v t 13 jede Perſon
etwa Pfund, zum Preiſe von 75 Pf. pro per auf die
Lebensmittelſcheine Nr. 7001--10 500 und 63 001--67 0000.

Eier. Sonnabend, vormittag von 81 11 Uhr Nr. 59001--63000,
nachmittags von 11--1 Uhr: Nr. 63 501--67 00 der Lebens
mittelſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Stüg
für 33 Pf.

Quark. Sonnabend auf den beſonderen Bezugsſchein für Kinder
und der Lebensmittelſcheine Nr. 28001--42000 in den Milch

r Ende, Delitzſcher Straße 10, Schenkling,
Förſterſtraße 38, Schönherr, Grünſtraße 12, Jand es
Unterberg 7, ſowie in der a an der Niember

und bemerkte

Molkerei, Martinſtratze. Jede Perſon Pfund auf Ab-ſchnitt 2 des Vy zum Vreiſe von 30 Pfennig
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Bekanntmachung. e
Freibank- Verkauf. Weh

Zum Freibank-Verkauf am 23. Februar 1918 werden
die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen:

Ktäll-Dueater

Sonnabend, r Febr.nachm. 3equähh fung
Um z Uhr Nr. 3551—3650, um 12 Uhr Nr. 3951--4050,5 15 d t5 ger zu rig S ugrt

D 55 559 v e 4151-4 50,5551--3050, 5 4201--45560. Maria Stuar
Trauerſpiel von Schiller.

Anfang 7,30 Uhr Ende 10,15 Uhr

Das Dreimäderlhaus
Muſik nach Fr. Schubert.

Sonntag nachm. JahrmarktuPu snigz, abends: König
für einen Tag.

Halle, am 22. Februar 1918.
Der Magiſtrat.

Umpreßhüte
werden angenommen. Preis J.50 M.

Lieferzeit J Wochen.
Umarbeitungen nach

neueſter Form.
Geoßße Nuswahl in Blumen.

Fritz Möſenthin
Burgſtraße I, gegenüber der Bueg.

Moſn, abanwert auf Gr John

J 868]

Schuhe
und Stiefel

werden beſohlt und repaſoh
riert Burgſtraße 48, p. t

Leipziger Straße ss
Fernruf 1224.

IalcxcccchBdDoDdDDDdDDz

AltePromenade ſſa
Fernruf 5738.

IIVLDOLLCDOODDDODDVDDDDDODDDDDDDDDDZDDDDDDDDDDCDDDDDDDDDDDDDCDDDDDDDDDDDp

Erna Morena in:
Der Fing der Bbiucitta Foscar.

Filmspiel in 3 Abteilugen.

Waldemar Psilander
(als Schmied und als Fabrikherr) in:

Das zweite Iech.
909] Drama in 3 Akten.

Trudes Geheimnis.
Erika GlIäsener in: Lustspiel in 2 Akten.Gesuecht ein Mann,

der ein Mann ist.
Lustspiel in 3 Akten.

Ich suche eine Frau.
Ulk in 1 Akt.

Heute und morgen noch für jedes Goldstück eine Freikarte.
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 45. Halle, Freitag den 22. Februar 1918. 2. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.
Halle, 22. Februar 1918,

Kleinwohnungsbau in Halle.
Um dem nach dem Kriege zu erwartenden Mangel an Klein

wohnungen vorzubeugen, hat bekanntlich die Ortsgruppe Halle der
Deutſchen Gartenſtadtgeſellſchaft ihre ſchon früher verfolgten Pläne,
eine Kleinwohnungsſiedlung zu erbauen, erneut aufgegriffen.

Jm Verlauf dieſer Vorarbeiten hatte die Ortsgruppe gemein-
ſchaftlich mit dem vorbereitenden Ausſchuß zur Begründung eines
„Gemeinnützigen Vauvereins für Errichtung von Kleinwohnungen“
am Mittwoch nachmittag nach der Aula der Handwerkerſchule die
intereſſierten Kreiſe, insbeſondere Vertreter von Handel, Induſtrie
und Handwerk, der Stadtverwaltung, der Univerſität uſw. zu einer
Vorbeſprechung eingeladen. Dabei wurde folgendes mitgeteilt:
Jm Süden der Stadt ſoll auf ſtädtiſchem Gelände eine Kleinwoh-
nungsſiedlung erſtehen, die, nach fertigen Ausbau etwa 500 Fami-
lien Unterkunft bieten wird. Die zu eroauenden Kleinwohnungen
ſollen nach Größe und Preis dem Lebensguf.vand der arbeitenden
Klaſſen, Fabr.karbeiter, Angeſtellten, Unterbeamten uſw. ent-
ſprechen, vorzugsweiſe in Einzelhäuſern angeordnet werden, ſo daß
jeder auf ſeinem Grundſtiick fär ſich wohnt, be Etagenßäuſern aber
nur in beſchränkter Anzahl in einen Hauſe zuſammen. Jeder
Wohnung ſoll möglichſt ein Hausgarten beigegeben werden, den
Einzelhäuſern auch etwa Stallung für Kleinvieh. Die Wohnungen
ſollen 3, 4 und 5 Zimmer erhalten und die billigſte Jahresmiete
im Etagenhaus bei etwa 300 M., im Einzelhaus bei etwa 400 M.
anfangen. Die Vorarbeiten ſind im Einverſtändnis mit dem
Magiſtrat betrieken worden, auch hat der Vorſtand der Handels
kammer ſeine Bereitwilligkeit zum Ausdruck gebracht, der Grün-
dung förderlich zu ſein.

Die gutbeſuchte Verſammlung folgte mit offenſichtlichem Jnter
eſſe den Darlegungen, die über Zweck, Ziel und die zunächſt beab-
ſichtigten Maßnahmen des zu begründenden Bauvereins der Vor
ſitzende, Geheimer Juſtizrat Dr. Keil, und in einem ausführ-licheren Vortrage Herr Regierungsbaumeiſter a. D. J. Kallmeyer

gaben.
Der Verlauf der Beſprechung, wie auch die bereits in großer

Anzahl vorliegenden Anmeldungen und Anteilzeichnungen laſſen
erkennen, daß die beakſichtigte Gründung als geſichert angeſehen

werden kann. rWir wir hören, wird der Ausſchuß in aller Kürze die Grün-
dungsverſammlung einberufen und den vorliegenden Plan der
weiteren Oeffentlichkeit unterbreiten, um weiteſten Kreiſen Ge
legenheit zum Beitritt zu geben.

Zum Aufſtieg der Begabten.
Ein weiteres Beiſpiel für Halle.

Berlin hat einen bedeutungsvollen Schritt unternommen, das ſo
ziale und kulturpolitiſche Problem einer Förderung der unbemittelten
Begabten zu verwirklichen.

Bisher beſtanden dort dreierlei Aufſtiegmöglichkeiten für Volks-
ſchüler. Zunächſt iſt für geeignete Schüler des 3. Schuljahres ein
Ergänzungsunterricht im Deutſchen und Rechnen vorgeſehen, der einen
Uebergang nach den höheren Schulen mit dem Beginn des 4. Jahres
ermöglicht. Sodann hat Berlin noch zwei weitere Wege, die von der
Gemeindeſchule zur höheren Schule ohne größeren Zeitverluſt führen.
Sie hängen mit der Eigenart der Berliner Realſchule zuſammen. Die
Volksſchüler können nach dem 5. Schuljahre mit der Reife für die 2.
Volksſchulklaſſe in die Quinta. und nach dem 6. Schuljahre mit der
Reife für die 1. Klaſſe in die Quarta der Realſchule eintreten, da
der fremdſprachliche Unterricht in Quarta erſt beginnt. Zu dieſen Auf-

kommt ferner, daß die Realſchüler nach erfolgreichem
eſuche ihrer Schule mit 15 oder 16 Jahren ohne beſondere Prüfung

in die Oberſekunda der Oberrealſchule eintreten und nach dreijährigem
erfolgreichen Beſuch die Reifeprüfung ablegen können, die zum Studium
berechtigt.

Nun bringen die Kriegsſchulreformen noch eine 4. Aufſtiegmöglich-
keit. Es handelt ſich dabei um eine ganz neue Schulgattung, deren
geiſtiger Urheber der Abg. Caſſel geweſen ſein dürfte. Dieſe neue
Schulen verkürzte Gymnaſien kann man ſie nenen beginnen
mit der Untertertig und nehmen die Gemeinde'chliler nach Vollendung
des ſiebenten Schuljahres (die Berliner Gemeindeſchule iſt 7ſtufig!) auf,
d. h. nur die „hoch“ Beanlagten, die alſo noch ein Jahr ſchulpflichtig
ſind, die während dieſes Jahres ſorgfältig auf Begobung, Fleiß, Lebens-
tüchtigkeit und Entwicklungsmöglichkeit beohachtet werden. Ein ab-
ſchließender Einſchnitt für die Erteilung des Einjährigen iſt nicht vorge-
ſehen, wodurch ein vorzeitiger Abgang verhütet werden ſoll.

Das Schulgeld wird 140 M. betragen, doch iſt die Deputation
für die äußeren Angelegenheiten der höheren Lehranſtalten Berlins bei
der Gewährung der Freiſchulplätze an einen beſtimmten Prozentſatz
nicht gebunden, kann ſogar vom 2. Jahre an bei beſonderer Würdigkeit
und Dürftigkeit eine Unterhaltsbeihilfe von 300 M. gewähren. Berlin
zählt etwa 60 000 Volksknabenſchüler, von denen jährlich etwa 90 höchſt
Befähigte ausgeſondert werden ſollen (154 v. H.!). Nach einem ſorg-
fältigen Koſtenanſchlag wird die Schule eine Ausgabe von etwa 310 000
M. verurſachen. (Gerechnet ſind: 30 Oberlehrer, 1 Geſang-, 2 Zeichen-,
2 Turnlehrer, 1 Direktor uſw.) Es koſtet alſo ein Schüler bei rund
500 Schülern etwa 624 M. Auch für den Uniperſitätsbeſuch iſt in der
Weiſe geſorgt, daß würdigen Schülern unter Benützung ſchon vor
Der Fonds Mittel zum ſpäteren Studium als Beihilfe gewährt
werden.

IJntereſſant ſind die Aufnahmebeſtimmungen. Die Auswahl der
Schüler trifft die Stadtſchuldeputation auf Eingabe der Eltern nach
Vorſchlag der Rektoren und Begutachtung durch den Schularzt; nach
ihrem eigenen Wunſche können alſo die Eltern ihre Söhne nicht an
melden. Jn einem ſtädtiſchen Ferienheim werden die Knaben erſt einer
Prüfung auf Charokter und Gefittung unterzogen. Nach zweijährigem
Beſuch findet eine Scheidung im Gymnaſium und Realgymnaſium ſtatt,
ſo daß in dem zweijährigen Unterbau die beſondere Begabungsrichtung.
der Schüler feſtgeſtellt werden und dann eine begründete Trennung
vorgenommen werden kann.

Nicht zu beſtreiten iſt, daß die Schüler große Schwierigkeiten über
winden müſſen. Die Hauptſchwierigkeit liegt beim fremdſprachlichen
Unterricht, wo in 6 Jahren dasſelbe geſchaffen werden muß, als anders
wo in neun, und wo in 3 oder 4 aufeinanderfolgenden Jahren 3 oder
4 neue Sprachen auftraten. Dem ſteht aber die Tatſache gegenüber,
daß nicht jeder begabte Junge die neue Schule beſuchen kann, ſondern
de „höchſt“ Befähigten nach einem beſonderen Plane ausgeſucht
werden.

Natürlich genügt unſern Anforderungen auch dieſer Weg noch nicht,
dazu fehlt ihm vor allem die allgemeine Gültigkeit und die Syſtematik.
Aber er gibt doch immerhin wertvolle Fingerzeige darüber, was alles
in bezug auf die Schulreform getan werden kann. Und deshalb ſei
er den intereſſierten ſowie maßgebenden Perſonen in Halle zur größten
Beachtung empfohlen.

Sozialdemokratiſche Wohnungsfürſorge. Die ſozialdemo-
kratiſchen Mitglieder der vom Reichstag eingeſetzten Wohnungs-
kommiſſon hatten zu deren jetzt abgehaltener Sitzung folgenden An
trag eingebracht: „1. Aus den Erträgniſſen der nächſten Kriegs-
anleihe ſind 500 Millionen Mark zur Hergabe von Baukapital gus-
zuſcheiden und für die Zeit nach dem Friedensſchluß verwendungs-
bereit zü halten. 2. Die bei der Heeresverwaltung lagernden Bau
materialien ſind bei Kriegsende der Reichsregierung zur Weiter-
gabe an diejenigen Gemeinden, in denen Wohnungsmangel herrſcht,
zur Verfügung zu ſtellen. 3. Jn die Liſte der nach Friedensſchluß
in erſter Linie aus dem Heere zu entlaſſenden Mannſchaften ſind
die zur Herſtellung von Wohnungen nötigen Angeſtellten und Ar-
beiter aufzunehmen. 4. An allen Orten, wo der Eintritt eines
Wohnungsmangels nach dem Kriege zu erwarten iſt, ſind ſchon jetzt
Vorbereitungen zur Beſchaffung geeigneten und billigen Baulandes
zu treffen. 5. Es ſind ſchon jetzt Baupläne für alle wichtigen Typen
des Kleinwohnungsbaues entſprechend den Wohnſitten der einzel-
nen Bundesſtaaten und Provinzen vorzubereiten. 6. Zur Vor-
bereitung einer künftigen raſchen Wohnungsproduktion iſt ſofort
eine allgemeine Statiſtik der leerſtehenden Wohnungen im Reiche
in die Wege zu leiten. 7. Die Leitung einer planmäßigen Woh-
nungsproduktion nach dem Kriege hat das Reichswirtſchaftsamt als
Zentralbehörde für Uebergangswirtſchaft zu übernehmen.“ Nach
kurzer Diskuſſion wurde beſchloſſen, zur nächſten Sitzung in eine
allgemeine Diskuſſion über dieſen Antrag und die darin enthaltenen
Anregungen einzutreten.

Wer kommt für die Kriegszuſchläge zu den Renken auf? Die
Gewährung von Zulagen zu beſtimmten Renten aus der Jnvaliden-
und Unfallverſicherung veranlaßte die Landesverſicherungsanſtalten und
Berufsgenoſſenſchaften zur Abhaltung einer Proteſtverſammlung in
Leipzig. Die verſchiedenen Referenten führten aus, daß die in den
Bundesratsverordnungen verſuchte Regelung der bei den gegenwärtigen
Teuerungsverhältniſſen gebotenen Gewährung von Beihilfen an einen
Teil der Rentenempfänger der Arbeiterverſicherung durchaus unbe
friedigend ausgefallen ſei. Weiter ſei es ganz ungerechtfertigt, mit den
Koſten die Verſicherungsträger zu belaſten. Jn einer einſtimmig ange-
nommenen Entſchließung wird gegen dieſe Belaſtung mit über 100
Millionen Mark „entſchiedener Widerſpruch“ erhoben. Sie wider-
ſpreche den Grundſätzen der Billigkeit und wiederholten Beſchlüſſen des
Reichshaushaltsausſchuſſes und des Reichstages ſelbſt. Da es ſich bei
den Rentenzulagen darum handelt, mit ihren Anſprüchen aus der Ver
ſicherung abgefundene Perſonen gegen Schädigungen zu ſchützen, die mit
dem früheren Verſicherungsverhältnis nicht im Zuſammenhang ſtehen,
ſondern lediglich eine Folge des Krieges darſtellen, ſo müſſen dieſe Koſten
entſprechend auch der bis zum Oktober 1917 von der Reichsregierung
vertretenen Auffaſſung aus Reichsmitteln gedeckt werden. Es wird
erſucht, die entſprechenden Beſtimmungen der Bundesratsverordnungen
aufzuheben. Die Verſicherten können ſich dieſer Forderung voll an-
ſchließen.

Die Reichskleidung. Die Kriegswirtſchafts-A.-G., die der Reich
bekleidungsſtelle nachgeordnet iſt, hat mit Hilfe dar Konfektionsverbänd.
etwa 500 000 Anzüge, eine große Anzahl Hoſen, Jackenkleider für
Frauen und Frauenröcke aus Wollſtoff herſtellen laſſen, die der be
dürftigen Bevölkerung durch die Kommunen zur Verfügung geſtell:
werden. Wie von der Reichsbekleidungsſtelle mitgeteilt wird, haben im
vorigen Jahre bis zum 1. Juli 745, bis zum 1. Oktober 1100 Kommunen
einen ſo hohen Bedarf angemeldet, daß er die vorhandenen Beſtändr
ſtark überſteigt, um ſo meht, da ein Teil der Anzüge für die rück
kehrenden Kriegsteilnehmer aufſgehoben werden muß. Die Verteilung
erfolgt nach einem ſorgfältig aufgeſtellten Plan, ebenſo die Ausgabe,
die nur an Bedürftige erfolgen darf. Die Reichsbekleidungsſtelle ſchreibt
ausdrücklich vor, daß die Kleidung nur in Fällen ganz beſonderer Nol,
die eingehend zu begründen iſt, abgegeben werden darf. Wohl iſt eine
Maximalſteuergrenze, die die Bedürſtigkeit nachweiſt, angegeben, dieſe
Steuergrenze gibt indeſſen nicht die Berechtigung zum Bezug, da
Perſonen beiſpielsweiſe mit einem Einkommen von 6000 Mark reichlich
mit Kleidungsſtücken verſehen ſein können.

Ueber Nähgarnwucher wird uns geſchrieben: In der letzten Zeit
wurden verſchiedene Ausſtellungen arrangiert, um zu zeigen, wie man
Werte aus früher Wertloſem ſchaffen könne. Neben allerhand ſonſtigen
Dingen konnte man auch Kleidungsſtücke bewundern, die aus alken,
ausrangierten oder aus der Mode gekommenen Sachen hergeſtellt
waren. Für weite Kreiſe freilich nichts Neues. War es doch früher
ſchon faſt in allen mit Kindern geſegneten Familien gang und gäbe.
daß Mutter aus der vom Vater ausrangierten. Hoſe Sonntagsſtaat für
den Sprößling baute, und Mutters verſchoſſeneng Rock, dem alles Auffärben kein rechtes Anſehen mehr geben wollte ſchüeßiich noch als recht

brauchbares Schulkleid ein fröhliches Auferſtehen feierte. Wenn nun
auch in den meiſten Familien durch die lange Dauer des Krieges ſo
ziemlich alles an alten Sachen verarbeitet worden iſt, eine findige
Hausfrau macht das ſcheinbar Unmögliche doch mögl'h, und ſorgt dafür,
daß ihre Kinder nicht allzu abgeriſſen herumlaufen. Das wird den
Frauen aber neuerdings unmöglich gemacht, denn an einem fehlt es
gänzlich; am nötigen Nähgarn. Dieſes hat einen Preis erklommen, der
es dem gewöhnlichen Sterblichen ſchwer macht, Nähgarn oder Zwirn zu
kaufen. Vorausgeſetzt, man bekommt überhaupt Nähgarn, das in
unſerer neu etablierten Naturalwirtſchaft ein beliebtes Austauſchmittel
für Speck, Butter, Käſe, Milch und andere magenrevolutionierenden
Dinge geworden iſt. Soll eine ſatyriſche Zeichnung im Simpliziſſimus,
die uns eine Familie der ferneren Kriegszeit in faſt paradieſiſcher
Kleidung zeigt, nicht zum Teil zur bitteren Wahrheit werden, ſo wäre
es wahrlich an der Zeit, dem Nähgarnwucher endlich ein Ende zu be
reiten. Wenn es auf irgend eine Weiſe möglich gemacht wird und
es muß möglich ſein die vorhandenen Nähgarnbeſtände zu einen;
einigermaßen erſchwinglichen Preiſe der Bevölkerung zuzuführen, dann
wird noch manches alte Kleidungsſtück durch entſprechende Umarbeitung
brauchbar gemacht werden. Sonſt aber wird bald die Zeit kommen, wo
die Sachen in Lumpen zerfallen und alle die, die nicht Kriegsgewinnr
r zum Schurzfell und Lendentuch greifen müſſen, um ihre Blöße

ecken.

Die Obſtverſorgung 1917 und 1918. Jm Rahmen der landwirt.
ſchaftlichen Woche veranſtaltete der führende Deutſche Obſtverband, der
Deutſche Pomologenverein (Eiſenach) im „Rheingold“ zu Berlin
unter dem Vorſitz des Oekonomierats Rebholz (München) eine von Obſt-
züchtern aus allen Teilen Deutſchlands ſtark beſuchte Verſammlung, der
eine Reihe von Vertretern der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt, an
ihrer Spitze Oberregierungsrat v. Tilly, und von deutſchen Bundes

regierungen beiwohnte. Jm Laufe der Verhandlungen machte de
Vorſitzende der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt, Oberregierungsrat
v. Tilly, bemerkenswerte Mitteilungen. Jm Vergleich mit anderen Län-
dern, feindlichen wie verbündeten und neutralen, ſtehe Deutſchland in
der Sicherſtellung der Obſternte zur Volksverſorgung an der Spitze. Es
gäbe jetzt überhaupt keinen Obſtmarkt mehr und auch kein Obſt, auch
in den anderen Ländern nicht. Unter den Anordnungen der Reichsobſt
ſtelle leide der Qualitätsobſtzüchter, das gebe er zu. Aber er als
Leiter der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt habe für den armen Mann
und den Verbraucher in den Großſtädten zu ſorgen. Es ſei ihm ſchmerz
lich, daß die Qualitätsobſtzüchter mit ihm unzufrieden ſeien, aber er
müſſe das ertragen. Den Handel habe die Reichsſtelle bei ihrem Syſtem
nicht ausgeſchaltet. Der Handel ſei frei bis zum 20. Auguſt 1917 ge
weſen. Aber was ſei die Folge geweſen? Kein Apfel ſei auf den
Markt gekommen, und die Marmeladenfabriken hätten kein Obſt zur
Verarbeitung bekommen. Es habe daher zur Zwangserfaſſung der
ganzen Obſternte geſchritten werden müſſen. Dieſe Maßnahme ſei ge
glückt, mehr als geglückt. Das Obſt ſei in ſolchen Mengen auf den
Markt gelangt, daß von verſchiedenen Großſtädten gebeten worden ſ.',
kein Obſt mehr zu ſchicken. Auch die Marmeladenfabriken hätten vi!
Obſt erhalten. Sie hätten im vorigen Jahre insgeſamt über fünf Mil
lionen Zentner Obſt erhalten, das Doppelte von 1916, und an Brot
aufſtrichmitteln könnten wir insgeſamt ſieben bis acht Millionen Zeri
ner verteilen. Bis zum 15. März d. J. kämen auf den Kopf und Tag
30 Gramm; vorausſichtlich werde dieſe Verteilung auch bis zum Juli
fortgeſetzt werden können. Komme in dieſem Jahre der Frieden, ſo
baue er die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt ſofort ab. Er könne das.
während andere Reichsſtellen länger fortarbeiten müßten. Unter allen
Umſtänden würden wir aber auch in dieſem Jahre für genügend Brot
aufſtrichmittel ſorgen und mit einer Zwangserfaſſung in dieſer oder jener

das Abenteuer der Keujahrönacht.

14] Novelle von Heinrich Zſchokke.
11.

Sobald ſich Philipp im Freien befand, nahm er blitz
ſchnell Hut und Seidenmantel ab, wickelte jenen in dieſen,
und ſo, beides unter dem Arm, ſprang er die Gaſſe entlang,
der Gregorienkirche zu.Da ſtand Röschen ſchon in einem Winkel neben der hohen

Kirchenpforte und harrte ſein.
„Ach, Philipp, lieber Philipp!“ ſagte ſie zu ihm, ſobald

ſie ihn erkannte, und drückte ſeine Hand: „Welche Freude
haſt du mir doch gemacht! O wie glücklich ſind wir! Sieh,
ich habe keine Ruhe mehr bei meinen Freundinnen gehabt.
Gottlob, daß du da biſt. Schon ſeit beinahe einer Viertel-
ſtunde ſtehe ich hier und friere. Aber ich denke vor Freuden
gar nicht an die Kälte, die ich leide.“

„Und ich, liebes Röschen, danke Gott auch, daß ich wieder
bei dir bin. Hole der Geier all den Schnickſchnack der großen
Herren. Nun, ich erzählte dir ſchon ein andermal von den
tollen Auftritten, die ich gehabt habe. Sage mir, Herzens-
n wie geht es dir nuch? Haſt du mich noch ein wenig
ieb?“

i i ein großer Herr geworden, Philipp, undda n e wir zu r du mich noch ein wenig

ſich haſt S„Wetter, woher weißt du denn ſchon, daß ich ein großer

e ſelber geſagt, Philipp, Philipp
ir ja ſe gt, lipp, Philipp,wenn d ken ſtelz Pirſt, rn du ſo entſetzlich reich biſt.

bin ein armes Mädchen, und nun freilich zu ſchlecht für
Aber, Philipp, ich habe ſchon bei mir godacht, wenn du

mich verlaſſen könnteſt, ſieh, ich wollte lieber, du wäreſt ein
Gärtner geblieben. Jch würde mich zu Tode grämen, wenn
du mich verlaſſen könnteſt.“

„Röschen, ſage mir, was ſchwatzeſt du auch da? Jch bin
eine halbe Stunde Prinz geweſen, und es war doch nur Spaß;
aber in meinem Leben mache ich ſolchen Spaß nicht wieder.
Nun bin ich wieder Ngchtwächter, und ſo arm wie vorher.
Jch habe da wohl noch fünftauſend Guſden bei mir, die ich
von einem Mameluken bekommen die könnten uns beiden
aus der Not helfen aber leider, ſie gehören mir nicht.“

„Du ſprichſt wunderlich, Philipp!“ ſagte Röschen, und
gab ihm die ſchwere Geldbörſe, die ſie vom Prinzen erhalten
batte: „Da, nimm dein Geld wieder. Es wird mir doch im
Ttrickbeutel faſt zu ſchwer.“

„Was ſoll ich mit dem vielen Gelde?
das, Röschen?“

„Du haſt es ja in der Lotterie gewonnen, Philipp.“
Was? Hab ich gewonnen? Und man hat mir doch

auf dem Rathauſe geſagt, meine Nummern wären nicht
herausgekommen! Sieh, ich habe geſetzt, und gehofft, es
könnte eine Terne für uns zur Ausſteuer geben. Aber der
Gärtner Rothmann ſagte mir, als ich den Nachmittag zu
ſpät auf das Rathaus kam: „Armer Philipp, keine Num-
mer!“ Juchhe, alſo doch gewonnen! Jetzt kauf ich den
größten Garten, und du biſt meine Frau. Wie viel iſt's
denn geworden?“

„Philipp, haſt du dir ein Räuſchchen in der Neujahrs-
nacht getrunken? Du mußt beſſer wiſſen, wie viel es iſt.
Jch habe bei meinen Freundinnen nur unter dem Tiſch heim
lich in die Börſe hineingeſchielt, und bin recht erſchrocken,
als ich ein Goldſtück neben dem andern blitzen ſah. Da
dachte ich: nun wunderts mich nicht, daß der Philipp ſo un

Woher haſt du

du l bändig war. Ja, recht unbändig biſt du geweſen. Aber es

war dir ja nicht zu verargen. Jch möchte dir ſelber um den
Hals fallen und mich recht ſatt weinen vor Frenden.“

„Röschen, wenn du fallen willſt, ich mag es wohl leiden.
Aber hier iſt ein Mißverſtändnis. Wer hat dir das Geld
gebracht, und geſagt, es ſei mein Lotterielos? Jch habe ja
das Los noch zu Hauſe im Kaſten, und kein Menſch hat es
mir abgefordert.“

„Philipp, treib keine Poſſen. Du haſt's mir vor einer
halben Stunde ſelber geſagt und mir ſelber das Geld ge
geben.“

„Röschen, beſinne dich. Dieſen Morgen ſah ich dich beim
Weggehen aus der Meſſe, da wir miteinander unſer Zu-
ſammenfinden für dieſe Nacht verabredeten. Seitdem ſahen
wir ja einander nicht.“

und ich dich zu Steinmanns ins Haus hereinrief. Aber was
trägſt du denn unter dem Arm für ein Bündelchen? Warum
gehſt du bei der kalten Nacht ohne Hut? Philipp, Philipp!
nimm dich wohl in acht. Das viele Geld könnte dich leicht-
ſinnig machen. Du biſt gewiß in einem Wirtshauſe geſeſſen,
und haſt dir mehr zugute getan, als du ſollteſt. Gelt? Was
haſt du da für ein Bündelchen? Mein Himmel, das ſind ja
wohl Frauenzimmerkleider von Seiden? Philipp, Philipp,
wo biſt du geweſen?“

„Gewiß vor einer halben Stunde nicht bei dir. Du
willſt dich, glaub ich, über mich luſtig machen? Antworte
mir, woher haſt du das Geld?“

„Anworte mir erſt, Philipp, woher haſt du dieſe Frauen
zimmerkleider? Wo biſt du geweſen?

Da beide ungeduldig waren Antwort zu hören, und keine
Antwort gaben, fingen ſie an, aufeinander etwas mißtrauiſch
zu werden und zu zänkeln.

(Fortſetzung folgt.

„Außer vor einer halben Stunde, da ich dich blaſen hörte

er
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er wieder vorgehen müſſen. Es gehe nicht anders! Ueber
orm, in der ſich die Obſtbewirtſchaftung in dieſem Jahre vollziehen

werde, werde er ſich mit den Vertretern des deutſchen Obſtbaus und
Obſthandels wieder in Verbindung fetzen; im März würden die erſter
Beſprechungen hierüber beginnen

Für die äußere Kennzeichnung des Tabagkerſahes ſpricht ſich eine
Zuſchrift aus Produzentenkreiſen in ſolgenden Worten aus: In Ver
braucherkreiſen beſteht der an ſich durchaus berechtigte Wunſch nach
Einführung einer Deklarationspflicht bei Tabakmiſchungen. Man ues nicht r angängig, daß eine Ware als Tabakerzeugnis in

Handel gelangt, bei der nur ein ganz geringer Prozent atz Tabak Ver
wendung gefunden hat. Die Tabakinduſtrie ſelbſt hat ſich für eine
Kennzeichnung von Tabakmiſchungen ausgeſprochen, damit die Ver
braucher ſich ein Urteil über die Urſachen der verſchiedenen Preisbe
meſſungen von Tabakerzeugniſſen bilden können. Denn es iſt klar,
daß Erzeugniſſe aus reinem Tabak heute bei der außerordentlichen
Preisſteigerung ſämtlicher Tabakſorten einen ſehr hohen Preis haben
müſſen gegenüber ſolchen, die ganz überwiegend aus nahezu wertloſem

Laub beſtehen. Es iſt anzunehmen, daß eine Regelung
ber die Kennzeichnung von Miſchungen erfolgen wird. Fraglich kann

aber erſcheinen, ob es erwünſcht iſt, das Miſchungsverhältnis genau
anzugeben. Beim Tabak handelt es ſich um ein Genußmittel, bei dem
andere Grundſätze zuläſſig erſcheinen wie bei Nahrungsmitteln. Der
Genuß des Rauchens wird unzweifelhaft ſehr ſtark beeinflußt von der
perſönlichen Meinung des Rauchers über das ihm zur Verfügung ſte
hende Erzeugnis. Würde eine Bezeichnung auf der Packung ihn darüber
aufklären, daß er ganz überwiegend getrocknetes Laub von heimiſchen
Bäumen raucht, dann käme das Rauchen für ihn unzweifelhaſt nicht
mzhr als ein Genuß, ſondern höchſtens noch als Befriedigung einer
Gewohnheit in Betracht. In der gegenwärtigen Zeit durch einen Della
rationszwang die Jlluſion des Tabakgenuſſes zu zerſtören, ſcheint wenig
angebracht. Gefordert muß aber werden, daß jede Miſchung von
Tabak und Erſatzſtoffen als ſolche äußerlich gekennzeichnet wird, und
daß vor allem der Preis tatſächlich dem Grad der Miſchung entſpricht.

Zur Vornahme von Feuerbeſtattungen muß in Preußen der
Nachweis beigebracht werden, daß der Verſtorbene die Einäſcherung
ſeiner Leiche angeordnet hat. Dieſer Nachweis iſt in Halle viel
mals nicht rechtsgiggig ausgefertigt, ſo daß die Einäſcherung hier
nicht ſtattfinden konſite und die Ueberführung der Leiche nach nicht-
vreußiſchen Krematorien vorgenommen werden mußte. Deshalb
ſei bemerkt: Die Abgabe der mündlichen Willenserklärung zur
Feuerbeſtattung kann nur vor einer zur Führung eines öffentlichen
Siegels berechtigten Perſon erfolgen. Eine Legitimation iſt dabei
vorzulegen. Zur koſtenloſen Ausfertigung der entſprechenden letzt
willigen Verfügung »ſind hier verpflichtet die Vorſteher ſämtlicher
gieſiger Polizeireviere, der Leiter des Begräbnisamtes, Gr. Ber-
lin 11, der Jnſpektor des Gertraudenfriedhofes.

Schädelbruch. Eine Witwe ſtürzte auf dem Marktplatz plötz-
lich zu Boden und ſchlug mit dem Hinterkopfe ſo heftig auf, daß
Blut aus Mund und Ohren floß. Die Verletzte wurde nach der
Kgl. Klinik gebracht, woſelbſt ein Sckädelbruch feſtgeſtellt wurde.

Einbruchsdiebſtahl. Während einer der letzten Nächte wurde
in eine Wohnung der Rudolf-Haym-Straße eingebrochen. Sämt-
liche Behälter wurden geöffnet und durchwühlt. Anſcheinend haben
die Täter nur Wertſachen entwendet.

Staditheagler. Heute Freitag, Beginn 7 Uhr, „Die Wal-
küre“, Sonnabend nachmittag 3 Uhr, Schülervorſtellung zu ermäßigten
Preiſen Maria Stuart“, abends 734. Uhr, „Das Drei
mäderhaus“. Am Sonntag findet unter muſikaliſcher Leitung
von Karl Nöhren und ſzeniſcher Vorbereitung von Leopold Sachſe
die Erſtaufführung der komiſchen Oper „König für einen Tag'“,
von Adam ſtatt. Jn den Hauptpartien ſind beſchäftigt die Damen
Enghardt und Stchwarz, ſowie die Herren Erneſti,
Fiſcher, Lieban, Roeßler und Weſternhagen. Nach-
mittags 316 Uhr iſt Volksvorſtellung zu ganz kleinen Preiſen mit
„Jahrmarkt in Pulsnitz“. Zu der am Montag ſtattfindenden
Aufführung der Operette „Die Fledermaus“ können Karten be-
reits an der Theaterkaſſe gelöſt werden.

Thalia-Theafer. Am Sonntag findet ein Gaſtſpiel des Stadttheoter-
Perſonals unter der Spielleitung von Paul Förſter ſtatt. Zur Auſ-
führung gelangt der luſtige Schwank Penſion Schöller“.

Aus der Provinz.
Millionen für die Kartoffelbauern.

Jm Laufe der Großen Landwirtſchftwoche“ tagte
in der Philharmonie zu Berlin ein Deutſcher Kartoffeltag“.
Jn ſeinem Referate über „Die Kartoffel in und nach dem Kriege“
führte Landtagsabgeordneter Jan h u. a. aus:

Die Landwirtſchaft hat recht behalten mit ihrer Prophezeiung,
daß die Kartoffel einmal das Vaterland erretten würde Es
wäre zu einer Kataſtrophe gekommen, wenn der Himmel uns nicht
unverdient eine gute Ernte geſchenkt hätte. Jetzt endlich hat das
Reich zur Förderung der wichtigſten Feldfrucht 150 000 M. be
willigt. Hierher gesörten Millionen! Es iſt beſchämend, daß der
deutſche Kartoffelbau um ſolche Summen vor Gehceimratstüren

betteln muß! Abg. Jann ließ ſeinenRuf nach Millionen an alle ergehen, auch an die Jnduſtrie, die
doch ein brennendes Jntereſſe an einer guten und ausreichenden
Ernährung ihrer Kräfte hat. Solches Geld, das der Förderung
der Züchtung, der Erforſchung der Krankheiten uſw. dient, iſt
wahrlich gut angelegt. Nach dem Kriege aber werden dem deut
ſchen Kartoffelbau ſchwere Gefohren drohen; hohe Löhne und Ar-
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beitermangel. Demgegenüber ſeien jetzt die maßgebenden Stellen

unterrichtet worden ſiber die wichtigſten Erforderniſſe für den
Kartoffelbau. Vor allemegilt es Sicherung von Arbeitskräften, be
ſonders für die Ernte. Dem muß das Arbeiterrecht Rechnung
tragen. Streikrecht für
(Lebhafter Beifall.) Beteiligung der Schuljugend an der Kar
toffelernte, Rekrutenzuteilung, Erntekommandos, Förderung der
Verwendung leiſtungsfähiger Maſchinen, Heranziehung fremder
Saiſonarbeiter. Weiter: ausreichender Zollſchutz für Kartoffeln
und Kartoffelfabrikate zur Erhaltung des Jnlandsmarktes, Förde-
rung des Jnlandsverbrauchs. Dauernde Verwendung von Kar
toffeln für die Brotbereitung. Beſeitigung aller Verwendungs
beſchränkungen für die Kartoffel als Nahrungsmittel. Niedrige
Frachttarife. Weitgehende Aufklärung, beginnend im Schulunter
richt, über die Kartoffel, ſtaatliche Zuſchüſſe für Lagerhäuſer, ein
Jnſtitut zur Erforſchung des Wertes der Hauptnahrungsmittel,
ſowie zur Kartoffelforſchung. Begünſtigung techniſch verwertbarer
Erzeugniſſe. Landtagsabgeordneter Jany meint, daß es nach dem
Kriege vielleicht zu ſchweren Kämpfen zwiſchen Verbrauchern und
Erzeugern kommen werde. Dann müßte der Kartoffelbau einig
ſein, um ſein Daſein zu verteidigen.

Nach dem Berichte der Kreuzzeitung haben dieſe Forderungen
den „ſtürmiſchen Beifall“ der anweſenden Kartoffelbauern gefunden.
Die Forderungen ſelbſt ſprechen für ſich.

Auch eine Verſammlung der ZuckerrübenJnduſtrie iſt abge
halten worden. Jn einer einſtimmig angenommenen Entſchließung
wurden Vorſchläge und Forderungen zur Hebung des Zuckerrüben-
kaues aufgeſtellt, u. a. wurde gefordert: „Es iſt ſofort ein Mindeſt-
preis für Zuckerrüben feſtzuſetzen, wenn ein ſtarker Rückgang des
Rübenbaues verhütet werden ſoll. Der Rübenbau muß mindeſtens
75 Prozent von dem für Kartoffeln feſtzuſetzenden Preiſe betragen
Die Feſtſetzung des Rübenpreiſes geſchieht im Intereſſe vermehrter
Zuckererzeugung am beſten ſchon im Herbſt, damit die Felder ent
ſprechend für die Rüben vorbereitet werden können.“

NVutzbarmachung einer Elbniederung.
Zwiſchen Elbe und Löcknitz, oberhalb Lenzen, ſoll, wie wir der Alt

märk. Zeitung entnehmen, eine faſt tauſend Hektar große Niederung,
die im Laufe von Jahrzehnten durch ſogenanntes Qualmwaſſer ſtark aus
gelaugt worden war und in den Erträgen immer mehr zurückging, für
landwirtſchaftliche Zwecke nutzbar gemacht werden. Die Niederung iſt
eingedeicht, in Staureviere geteilt und mit Ein und Ausläſſen verſehen
worden. Am oberen Ende ſoll nun dungreiches Elbhochwaſſer ein
gelaſſen werden, das die einzelnen Staubecken durchfließt, dabei die
Zwiſchenſchleuſen und Ueberläufe paſſiert, allmählich ſeinen Schlamm
und Schlick zum Düngen der Flächen ablagert und zuletzt durch beſondere
Schleuſen und über Ueberfälle im Abſchlußdeich in die Löcknitz gelangt,
um in der Nähe von Dömnitz wieder dem Mutterbach der Elbe
zuzufließen. Reicht beim Beginn der Vegetation Anfang April
die natürliche Vorflut in der Löcknitz nicht aus, dann ſoll ein an der
tiefſten Stelle in der Nähe der Stadt Lenzen errichtetes Schöpfwerk mit
einer Leiſtung von 1 bis 1,50 Kubikmeter in der Sekunde die nicht frei
willig abfließenden Waſſermengen über den Abſchlußdeich hinwegheben.
Zum Einlaſſen des Elbwinterhochwaſſers iſt im Elbdeich ein Doppel-
heberſiel von je rund 2 Meter Kreisdurchmeſſer und rund 25 Meter
Länge mit hochgelegenem Scheitel und beſonderen Verſchluß- und Regu-
lierungsvorichtungen eingebaut worden. Zur Abfangeng der im
Scheitel der Rohre aus dem durchfließenden Waſſer ſich anſammelnden
Luft ſind ſelbſtiätige patentierte Vorrichtungen angebracht, deren Wir-
kung, ebenſo wie der Waſſerdurchfluß und der Ueberdruck der Elbe an
einem in dem zugehörigen Stationshauſe angebrachten Schaltbrett mit
Manomcter. beobachtet werden kann. Die hier im freien Flußgebiet
erbaute ſelbſttätige Heberſielanlage für Bewäſſerungszwecke und zwar in
großem Maßſtabe iſt die erſte im Deutſchen Reiche; ſie ſoll gleichzeitig
den praktiſchen Beweis für jahrelange vorgnommene Verſuche liefern.
Die Füllung der Niederun, wozu über 8 Millionen Kubikmeter Waſſer
nötig ſind, iſt von dem Kreiswieſenbaumeiſter, dem techniſchen Leiter
des Werks eingeleitet worden.

Merſeburg. Die Anſtellung einer Fabrikpflegerin
iſt vom Magiſtrat beſchloſſen worden. Zur Begründung führt er
hierbei aus: Die ſtändig wachſende Jnduſtrialiſierung der Stadt
Merſeburg hat es, verbunden mit dem Fehlen männlicher Arbeits-
kräfte, mit ſich gebracht, daß in den hieſigen Fabriken in weitem
Umfange Frauen beſchäftigt ſind. Soweit es ſich um Frauen handelt,
die in den Leunawerken beſchäftigt ſind, iſt für ſie eine beſondere
Fabrikpflegerin angeſtellt. Vorliegend handelt es ſich darum, daß zur
Fürſorge für die Fabrikarbeiterinnen in den anderen Betrieben für
den Stadtbezirk Merſeburg eine Fabrikpflegerin angeſtellt wird. Die
Einrichtung der Fabrikpflegerin hat ſich in anderen Städten durch
aus bewährt, wenn ſich die Fabrikpflegerin in den Grenzen des ihr
zugewieſenen Arbeitsgebietes hält und nicht den Ehrgeiz beſitzt,
etwa in dem Gang des Fabrikbetriebes ſelbſt und das Arbeitsver-
hältnis zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer eingreifen zu wollen.
Daß dies hier in Merſeburg nicht geſchieht, dafür ſoll dadurch ge-
ſorgt werden, daß ein Ausſchuß eingeſetzt wird, welcher die Arbeit
der Fabrikpflegerin beaufſichtigt und leitet. Dieſer Ausſchuß ſoll
beſteben aus der Frau Vorſitzenden der Fürſorgevermittelungsſtelle
für Frauenarbeit im Kriege für den Kreis Merſeburg, Frau von
Grone, einem Vertreter des Magiſtrats und einem Vertreter der
beteiligten Fabikbetriebe. Die Aufgabe einer Fabrikpflegerin be
ſteht in der Hauptſache darin, daß ſie ſich um das körperliche und
geiſtige Wohl der Fabrikarbeiternnen kümmert und dort, wo es
Not tut, helfend eingreift. Eine Reihe Vertreter der hieſigen Jndu-
ſtrien haben ſich bereits grundſätzlich mit der Errichtung einer der
artigen Stelle einverſtanden erklärt und ſind bereit, zu den Koſten
für jede bei ihnen beſchäftigte Arbeiterin für den Kovf und Monat
30 Pf. zu den Koſten beizutragen. Dadurch ſind indeſſen die Koſten

ändliche Arbeiter gefährdet die Ernte. er

noch nicht völlig gedzzt und es iſt infolgedeſſen die Fürſorgevev.
mittelungsſtelle an adt mit der Anfrage herangetreten, einen
u u dieſer ng zu leiſten. Da nicht verkannt werden
ann eine Fabrikpflegerin ſehr viel Gutes ſtiften kann, hält esin ſtrat notwendig, durch Gewährung einer Beihilfe von

300 M. die Errichtung einer ſolchen Stelle in Merſeburg möglich
zu machen. Die Stadtverordneten T eepe dieſem Antrage
zuſtimmen zu wollen. Die außerdem lenden Mittel werden
von der Kriegsamtſtelle aufgebracht werden.

Teuchern. Behördlicher Geſchäftsſchluß. Dem
Fleiſchermeiſter Otto Petzſch in Teuchern iſt die ihm übertragene
Fleiſchverkaufsſtelle wegen wiedersolter Unregelmäßigkeiten bei der
Fleiſchmarkenablieferung vom 24. Februar an bis auf weiteres ent.
zogen worden. Petzſch darf von dieſem Tage an Fleiſchwaren nicht
mehr verkaufen.

Bitterfeld. r Wegen Erweiterung der
Rangieranlagen am Nordende des Bahnhofs Bitterfeld wird der
rhi ger Ueberbau von Montag, 25. Februar, an bis auf weiteres
ür ſämtlichen Fuhrverkehr geſperrt. Der Fuhrverkehr erfolgt von
der Zörbiger Straße über die Harlſtraße und die Ladeſtraße der
Eiſenbahnverwaltung nach der Bismarckſtraße. Der Fußgänger-
verkehr wird durch hergeſtellte Notbrücken aufrechterhalten. Eben
falls wird der Fußgängerverkehr über den Nordabhang des Ueber
baues wegen Abbruchs der Treppenanlage bis auf weiteres geſperrt.

Warnung vor unbefugtem Aſcheabladen. Jn
letzter Zeit iſt an verſchiedenen Stellen des Stadtbezirks meiſt zur
Nachtzeit Aſche und Schutt unbefugt abgeladen worden. Jm Intereſſe
der geſchädigten Feldbeſitzer wird erneut darauf hingewieſen, daß
dies unzuläſſig und ſtrafbar iſt. Schutt und Aſche darf nur auf die
dazu beſtimmten Stellen gebracht werden.

Wittenberg. Gefährdung eines Eiſenbahntrans,.
porte s. Vor dem Sckhöffengericht hatten ſich jetzt der Hilfsſchaffner
Karl Pulz, der Rangiermeiſter Friedrich Kilz, der Lokomotivführer
Ferdinand Hagiſt und der Lokomotivheizer Richard Harke wegen Ge-
fährdung eines Eiſenbahntransportes zu verantworten. Nach der
Anklage iſt der zugrunde liegende Sachverhalt folgender: Jn der
Nacht zum 4. Juni 1917 erfolgte auf dem hieſigen Bahnhofe ein
Zuſammenſtoß zweier Züne dadurch, daß ſich der rangierende Güter-
zug 7805 gerade in der Weiche befand, als dieſe von dem in Ans-
fahrt befindlichen Eilgüterzug 6091 -gekreuzt wurde. Bei dem Zu-
ſammenſtoß wurden eine Lokomotive und 6 Wagen mehr oder
weniger beſcädiat, ſo daß ein Geſamtſchaden an Material in Höſe
von etwa 900 M. entſtand. Bei der recht eingehenden Beweis-
erhekung wurden die Angeklagten für ſchuldig befunden und neben
Tragung der Koſten Pulz und Harke eiy jeder mit 50 und Kilz mit
30 M. oder L je 5 M. 1 Tag Gefängnis beſtraft, dagegen wurde

iſt freigeſprochen.do Dis Sanitätskolonne beſtoblen. Einen ſchweren
Schaden hat die hieſige Freiwillige Sonitätskolonne vom Roten
Kreuz erlitten. Jn einem Raume im Hinterhaus von Collegien
ſtraße 74 (Maſſenquartier für Stickſtoffarbeiter) hat dieſe ihre Vor
räte an Handwerkszeug und Sanitätsmaterialien untergebracht,
zum großen Teil in einer großen verſchloſſenen Kiſte aufbewahrt.
Diebe heben nun den Raum erbrochen und die Werkzeuge wie
Sägen, Hammer, Nägel, Sicherbeitsnadeln, Schienen und Verband-
taſchen, Verbandkäſten, große Mengen von Binden allerlei Art (be
ſonders auch unerſetzliche Schlauchbinden und Binden mit gewebter
Kante) Verbandwatte, Mull drei und viereckige Tücher in großer
Zahl, Schwämme, Handtücker, Waſchbecken, Eiterbecken uſw. ſich
angeeignet. Der Verluſt iſt deſto größer, weil die geſtohſenen Sochen
zur Zeit nicht erſetzbar ſind. Unbegreiflich aber iſt es daß die Diebe
die Binden, die ſie wegen ihrer Feinheit nicht für verwendbar
hielten (Mullbinden) auseinanderwickelten, auch noch beſchmutzten
und damit für den Gebrauch verdarben.

Eisleben. Ermittelter Dieb. Jm vorigen Monat wurde
einem hieſigen jungen Manne aus dem Aufbewahrunosraume für
Kleidungefſtücke des hieſigen Theaterlokals der Ueberzieber, der Hut
und ein Paar Handſchuhe geſtohlen. Jetzt iſt der Täter in der
Perſon des Bergarbeiters A. von hier feſtgeſtellt.

Vermiſchtes.
Eine Satire auf den Haager Friedensvalaſt. Jn einer Zeit,

da man wohl in aller Welt von der Schaffung eines dauernden
Friedenszuſtandes redet, iſt es gewiß interefſant, an eine Satire
auf den Haager Friedenspalaſt zu erinnern, die der Pariſer
Matin im Jahre 1911 in ſeinen Svalten brachte: „Der Bau des
Haager Friedensvalaſtes ſchreitet rüſtig vorwärts was ſehr be
unruhigend iſt. Denn mit dieſem friedlichen Gebäude hat es eine
recht verhängnisvolle Bewandtnis. Beweis: Als ſeine Errichtung
beſchloſſen wurde, brach der Burenkrieg aus. Als die Bauplätze ge
nehmigt waren, begann gerade der RuſſiſchJapaniſche Krieg. Jn
die Zeit der Grundſteinlegung fällt die Reiſe des Deutſchen Koiſers
nach Tanoer und der Beginn der marokkaviſchen Wirren. Als das
zweite Stockwerk ſtand, fingen die deuſſchfranzöſiſchen Streitig-
keiten wegen Marokko an. jetzt, wo der Dackſtuhl fertig iſt, bricht
der Jtalieniſch-Türkiſche Krieg aus. Jch verfolge mit großer Angſt
die weiteren Arbeiten der Maurer an jenem Palais. Je mehr es
ſich ſeiner Vollendung nähert, deſto ſchlimmer wird die Situation.
Man bedenke: noch haben die Glaſer, Tapezierer und Dekorateure
ihre Arbeit nicht begonnen. Was wird man erleben, wenn dieſe
Leute erſt an die Reihe kommen! Jch habe auch von einigen großen
ſymboliſchen Wandgemälden gehört. die den Triumph der Friedens
bewegung verhberrlichen ſollen. Zum Donnerwetter! So oft eines
davon fertiggeſtellt ſein wird, wird in irgendeiner Ecke der Welt
ein Platzregen von Schropnells niedergehen., Auch einige Statuen
will man in den Galerien des Palaſtes aufſtellen: Pax, Lux,
Labor (Friede, Licht, Arbeit) uſw. Jede davon wird Tauſende
von Menſchenleben koſten. Und vollends am Tage, wo dieſer Tempel
eingeweiht werden wird, da wird jeder von uns die Flinte auf den
Buckel nehmen müſſen, denn dann wird der allgemeine Weltkrieg
aller gegen alle losgehen. Darum fordere ich, daß man dieſen
Palaſt ſo ſchleunigſt wie möplich niederreiße!“

Bekanntmachung.
Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung in Verbindung

mit S 96 des Geſetzes über den Belagerungszuſtand und dem Geſetze
vom 11. 12. 1915, betreffend die Abänderung des Geſetzes über den
Belagerungszuſtand, verordne ich Hiermit im Jntereſſe der öffent-
lichen Sicherheit:

I.

Es iſt verboten:
1. den Perſonen, die ſich gewerbsmäßig mit der Behandlung von

Krankheiten, Leiden oder Körperſchäden an Menſchen befeſſen,
ohne die entſprechende ſtaatliche Anerkennung (Approbation) zu
beſitzen, ihren Gewerb; betrieb anders als durch Bekennigase am
Wohnhaus, im Adreß- oder Fernſprechbuch anzukündigen.

Zahntechniker, Bandagiſten und Hüheraugenoverateure, ſo-
wie Perſonen, die Tutrn- und Gymnaſtikunterricht erteilen,
werden von dieſem Lerbote ni t betroffen.

2. Gegenſtände, Mittel oder Verfahren, die zur Verhütung der
Empfängnis oder zur Beſeitigung der Schwangerſchaft oder von
Menſtruationsſtörungen uſw. beſtimmt ſind, öffentlich auszu-
ſtellen, anzukündigen, in der Tagespreſſe, in Zeit- und Druck-
ſchriften aller Art zu beſchreiben, ſowie im Umherziehen ſolche
Gegenſtände uſw. anzubieten oder Beſtellungen darauf zu
ſammeln.

3. Die unter Ziffer 1--2 bezeichneten Handlungen ſind auch in
jeder irgendwie verſchleierten Form verboten.

4. Geſtattet iſt die Ankündigung, Beſchreibung und Anvpreiſung
von Arzneien und Heilmitteln, Verfahren, Apparaten oder
ſonftigen Gegenſtänden, die zur Verhütung, Linderung oder
Heilung von Krankheiten, Leiden oder Körperſchäden bei Men-
ſchen beſtimmt ſind, in der Tages und Fachvpreſſe und in Zeit
und Druckſchriften, ſofern das betreffende Mittel nicht in der
unter Mitwirkung der Oberzenſurſtelle aufgeſtellten Liſte der
allgemein verbotenen Heilmittel uſw. enthalten iſt.

5. Die Aufgeber von Anzeigen haben die Verantwortung dafür zu
übernehmen, daß das angezeigte Mittel nicht auf der Verbot-
liſte der Oberzenſurſtelle ſteht.

6. Für Mittel uſw. der in Nr. 4 bezeichneten Art, deren öffentliche
Ankündigung vor dem Erlaß dieſer Verfügung noch nicht erfolgt
iſt, iſt die Erlaubnis hierzu vei der Oberzenſurſtelle nackzu-
ſuchen, und zwar durch die Zenſurſtelle, in deren Bereich der
Auftraggeber wohnt.

7. Die Liſten der Oberzenſurſtelle ſind maßgebend und verbind-
lich für alle Zenſurſtellen.

8. Auf die mediziniſche und pharmazeutiſche Fachpreſſe finden dieſe
Beſtimmungen keine Anwendung.

II.

Ferner iſt den unter I Ziffer t genannten Perſonen verboten:
1. Eine Behandlung, die nicht auf Grund eigener Wahrnehmungen

an dem zu Behandelnden erfolgt (Fernbehandlung),
2. die Behandlung mittels mhſtiſcher Verfahren,
3. die Behandlung von gemeingefährlichen Krankheiten (Ausſatz,

Cholera, Flecktyphus, Gelbfieber, Peſt und Pocken), ſowie von
ſonſtigen übertragbaren Krankheiten,

4. die Behandlung aller Krankbeiten oder Leiden der Geſchlechts-
organe, von Syphilis, Schanker und Triſpper, auch wenn ſie an
anderen Körverteilen als an den Geſchlechtsorganen auftreten,
ſowie jede Behandlung von Frauenkrankheiten, insbeſondere
auch die innere Maſſage der weiblichen Unterleibsorgane,
die Behandlung von Kreßskrankheiten,
die Behandlung mittels Hypnoſe,
die Behandlung unter Anwendung von Betäubungsmitteln, mit
Ausnahme ſolcher, die nicht über den Ort der Anwendung hin
auswirken,

8. die Behandlung unter Anwendung von Einſpritzungen unter die
Haut oder in die Blutbahn, ſoweit es ſich nicht um eine nach
Nr. 7 geſtattete Anwendung von Betäubungsmitteln handelt.
Zuwiderhandlungen werden, wenn durch die beſtehenden Geſetze

keine höhere Freiheitsſtrafe bedingt iſt, mit Gefängnis bis zu einem

5

Jahre beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann auf
Haft oder Geldſtrafe kis zu 1500 Mark erkannt werden.

Die Bekanntmachugn tritt am 1. März 1918 in Kraft.
Die Bekanntmachung vom 26. November 1915 tritt gleichzeitig

außer Kraft.
Magdeburg, den 186. Februar 1918.

Der ſtellvertretende Kommandierende General

Sontag, [910Generalleutnant.

Bekanntmachung.
Gemäß S 4 des Geſetzes über den Belagerungszuſtand verleihe ich

den Leitern der Militärpolizeiſtellen Magdeburg und Halle die Berech
tigung, in Spionage, Sobotage- und ähnlichen Fällen die Poſtbehörden
um Auskunft über “Brief-, Telegramm und Telephon Verkehr der be
teiligten Perſonen zu erſuchen.

Mag deburg, den 13. Februar 1918.
Der ſlellverirekende Kommandierende General.

Sontag,
Genzralleutnant. 1911]

Bekanntmachung.
r heingerei wer erdurch au rdert, Freitag, den 22.r rn den 23. und Montag, den 25. Februar 1918 bei den

von ihnen gewählten Großhändlern die in nächſter Woche zum Verkauf
gelangene Marmelade ahzuholen.Letanntmechung über Regelung des Verkaufs erfolgt ſpäter.

Halle, den 21. Februar 1918. der Mexiſteal
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